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Haushaltssatzung der Stadt Brück für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 
18.12.2007 (GVBl. I S. 286) wird nach Beschluss der Stadtverordnetenver-
sammlung Brück vom 14.03.2019 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird
 
1. 	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der
	 ordentlichen Erträge auf	 8.374.300,00 €	

ordentlichen Aufwendungen auf	 8.866.200,00 €

	 außerordentlichen Erträge auf	 0,00 €
	 außerordentlichen Aufwendungen auf	 0,00 €

2. 	 im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 Einzahlungen auf	 8.658.400,00 €
	 Auszahlungen auf	 9.171.100,00 €
festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 7.368.000,00 €
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 7.248.300,00 €

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 	 1.290.400,00 €
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit  	 1.578.800,00 €

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 0,00 €
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 344.000,00 €

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven	 0,00 €
Auszahlungen an Liquiditätsreserven	 0,00 €

§ 2
Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von In-
vestitionsauszahlungen und Auszahlungen für Investitionsförderungsmaß-
nahmen in künftigen Haushaltsjahren wird auf	�  1.231.400,00 €
festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze für die Realsteuern sind für das Haushaltsjahr wie folgt 
festgesetzt:

1.	 Grundsteuer
a) 	 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
	 (Grundsteuer A)	 545 v. H.
b) 	 für die Grundstücke 
	 (Grundsteuer B)	 375 v. H.

2.	 Gewerbesteuer	 323 v. H.

§ 5
1.	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als 

für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird 
auf	 50.000 €

	 festgesetzt.

2.	 Die Wertgrenze, für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der 
Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen im Finanzhaushalt ein-
zeln dazustellen sind, wird auf	 50.000 €

	 festgesetzt.
3.	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-

dungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der Gemeinde-
vertretung bedürfen, wird bei:
a)	 Personalaufwendungen/-auszahlungen auf  	 20.000 €
b)	 Sonstige Aufwendungen/Auszahlungen 
	 aus laufenderVerwaltungstätigkeit 
	 sowie Finanzierungstätigkeit auf	 10.000 €
c) 	 Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf	 10.000 €

	 festgesetzt.
4.	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, werden 

bei:
a)	 der Entstehung eines Fehlbetrages auf 150.000 € und
b)	 bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzelaufwendungen 

oder Einzelauszahlungen auf 50.000 €
	 festgesetzt.
5.	 Nicht zahlungswirksame außer- und überplanmäßige Aufwendungen 

sind von den Wertgrenzen nach § 5 Nr. 3a) und b) sowie  Nr. 4 ausge-
schlossen und werden von der Kämmerin genehmigt.

6.	 Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen, die durch die Berichtigungen von Kontenzuordnungen 
entstehen und das Ergebnis nicht beeinflussen, können unabhängig von 
der Wertgrenze nach § 5 Nr. 3 und Nr. 4 erfolgen.

§ 6
I.  	 Auf der Ebene der Produkte werden Teilergebnishaushalte und Teilfi-

nanzhaushalte gebildet.   
	 Gemäß § 6 Abs. 3 KomHKV bilden Teilhaushalte ein Budget. Die Auf-

wendungen und Auszahlungen sind deckungsfähig, wenn nichts ande-
res festgelegt ist. Die Deckungsfähigkeit innerhalb eines Teilhaushaltes 
wird wie folgt festgelegt:
1.	 Alle Ansätze eines Teilergebnishaushaltes sind innerhalb des je-

weiligen Teilhaushaltes (Produkt) grundsätzlich nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen deckungsfähig. Je Teilhaushalt wird 
über die Kontengruppen Aufwendungen für Sach- und Dienstleis-
tungen (Kontengruppe 52), Transferaufwendungen (Kontengruppe 
53), sonstige ordentliche Aufwendungen (Kontengruppe 54) sowie 
Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen (Kontengruppe 55) ein 
Deckungskreis gebildet. Die Deckungsfähigkeit gilt gleichzeitig für 
die entsprechenden Finanzhaushalte (Kontengruppe 72, 73, 74, 75).

	 Mehrerträge/-einzahlungen berechtigen zu Mehraufwendungen/ 
-auszahlungen.

	 Ausgenommen hiervon sind Mehrerträge/-einzahlungen und Min-
deraufwendungen/-auszahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

2.	 Auszahlungen für Investitionstätigkeit (Kontengruppe 78) innerhalb 
des jeweiligen Teilhaushaltes werden für gegenseitig deckungsfä-
hig erklärt.

	 Mehreinzahlungen berechtigen zu Mehrauszahlungen. Ausgenom-
men hiervon sind Mehreinzahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

3.	 Zahlungswirksame Aufwendungen eines Teilhaushaltes werden 
gemäß § 23 Abs. 3 KomHKV für einseitig deckungsfähig zu Gunsten 
von Investitionsauszahlungen des Teilhaushaltes erklärt. 
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II.	 Für den gesamten Ergebnis- und Finanzhaushalt wird festgelegt:
1.	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 

ein Deckungskreis für die Personalaufwendungen (Kontengruppe 50) 
gebildet und für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Die Deckungs-
fähigkeit der zugehörigen Finanzkonten (Kontengruppe 70) gilt ent-
sprechend.

2. 	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 
ein Deckungskreis für die Abschreibungen gebildet und für gegen-
seitig deckungsfähig erklärt. 

3. 	 Für den gesamten Ergebnisplan werden die Aufwendungen für in-
terne Leistungsbeziehungen für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
Mehrerträge berechtigen zu Mehraufwendungen.

Brück, den 26.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende, in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 14.03.2019 beschlossene Haushaltssatzung der Stadt Brück für das Haushaltsjahr 2019 
wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/
Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ bekannt gemacht.

Genehmigungspflichtige Teile sind nicht enthalten.

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während der Dienstzeiten zur Einsichtnahme im Amtsgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59,  
14822 Brück, Zimmer 117 öffentlich aus.

Brück, den 26.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor

Haushaltssatzung der Gemeinde Borkheide für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 
18.12.2007 (GVBl. I S. 286) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung 
vom 29.11.2018 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird
 
1. 	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der
	 ordentlichen Erträge auf	 4.808.400,00 €	

ordentlichen Aufwendungen auf	 4.902.300,00 €

	 außerordentlichen Erträge auf	 620.000,00 €
	 außerordentlichen Aufwendungen auf	 620.000,00 €

2. im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 Einzahlungen auf	 7.089.600,00 €
	 Auszahlungen auf	 7.085.200,00 €

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 4.520.200,00 €
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 4.408.900,00 €

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 	 1.085.700,00 €
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit  	 957.500,00 €

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 1.483.700,00 €
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 1.718.800,00 €

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven	 0,00 €
Auszahlungen an Liquiditätsreserven	 0,00 €

§ 2
Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von In-
vestitionsauszahlungen und Auszahlungen für Investitionsförderungsmaß-
nahmen in künftigen Haushaltsjahren wird auf� 4.042.500,00 €
festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze für die Realsteuern sind für das Haushaltsjahr wie folgt 
festgesetzt:

1.	 Grundsteuer
a) 	 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
	 (Grundsteuer A)	 300 v. H.
b) 	 für die Grundstücke
	 (Grundsteuer B)	 400 v. H.

2.	 Gewerbesteuer	 325 v. H.
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§ 5
1.	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als 

für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird 
auf	 50.000 €

	 festgesetzt.
2.	 Die Wertgrenze, für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der 

Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen im Finanzhaushalt ein-
zeln dazustellen sind, wird auf	 50.000 €

	 festgesetzt.
3.	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-

dungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der Gemeinde-
vertretung bedürfen, wird bei:
a)	 Personalaufwendungen/-auszahlungen auf  	 20.000 €
b)	 Sonstige Aufwendungen/Auszahlungen 
	 aus laufender Verwaltungstätigkeit 
	 sowie Finanzierungstätigkeit auf	 10.000 €
c) 	 Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf	 10.000 €

	 festgesetzt.
4.	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, werden 

bei:
a)	 der Entstehung eines Fehlbetrages auf 150.000 € und
b)	 bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzelaufwendungen 

oder Einzelauszahlungen auf 50.000 €
	 festgesetzt.
5.  	 Nicht zahlungswirksame außer- und überplanmäßige Aufwendungen 

sind von den Wertgrenzen nach Nr. 3a) und b) sowie Nr. 4 ausgeschlos-
sen und werden von der Kämmerin genehmigt.

6.	 Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen, die durch die Berichtigungen von Kontenzuordnungen 
entstehen und das Ergebnis nicht beeinflussen, können unabhängig von 
der Wertgrenze nach Nr. 3 und Nr.  4 erfolgen.

§ 6
I.  	 Auf der Ebene der Produkte werden Teilergebnishaushalte und Teilfi-

nanzhaushalte gebildet.   
	 Gemäß § 6 Abs. 3 KomHKV bilden Teilhaushalte ein Budget. Die Auf-

wendungen und Auszahlungen sind deckungsfähig, wenn nichts ande-
res festgelegt ist. Die Deckungsfähigkeit innerhalb eines Teilhaushaltes 
wird wie folgt festgelegt:
1.	 Alle Ansätze eines Teilergebnishaushaltes sind innerhalb des je-

weiligen Teilhaushaltes (Produkt) grundsätzlich nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen deckungsfähig. Je Teilhaushalt wird 

über die Kontengruppen Aufwendungen für Sach- und Dienstleis-
tungen (Kontengruppe 52), Transferaufwendungen (Kontengruppe 
53), sonstige ordentliche Aufwendungen (Kontengruppe 54) sowie 
Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen (Kontengruppe 55) ein 
Deckungskreis gebildet. Die Deckungsfähigkeit gilt gleichzeitig für 
die entsprechenden Finanzhaushalte (Kontengruppe 72, 73, 74, 75).

	 Mehrerträge/-einzahlungen berechtigen zu Mehraufwendungen/ 
-auszahlungen.

	 Ausgenommen hiervon sind Mehrerträge/-einzahlungen und Min-
deraufwendungen/-auszahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

2.	 Auszahlungen für Investitionstätigkeit (Kontengruppe 78) innerhalb 
des jeweiligen Teilhaushaltes werden für gegenseitig deckungsfä-
hig erklärt.

	 Mehreinzahlungen berechtigen zu Mehrauszahlungen. Ausgenom-
men hiervon sind Mehreinzahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

3.	 Zahlungswirksame Aufwendungen eines Teilhaushaltes werden 
gemäß § 23 Abs. 3 KomHKV für einseitig deckungsfähig zu Gunsten 
von Investitionsauszahlungen des Teilhaushaltes erklärt. 

II.  	 Für den gesamten Ergebnis- und Finanzhaushalt wird festgelegt:

1.	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 
ein Deckungskreis für die Personalaufwendungen (Kontengruppe 50) 
gebildet und für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Die Deckungs-
fähigkeit der zugehörigen Finanzkonten (Kontengruppe 70) gilt ent-
sprechend.

2. 	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 
ein Deckungskreis für die Abschreibungen gebildet und für gegen-
seitig deckungsfähig erklärt. 

3. 	 Für den gesamten Ergebnisplan werden die Aufwendungen für in-
terne Leistungsbeziehungen für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
Mehrerträge berechtigen zu Mehraufwendungen.

Brück, den 25.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende, in der Sitzung der Gemeindevertretung am 29.11.2018 beschlossene Haushaltssatzung der Gemeinde Borkheide für das Haushaltsjahr 2019 
wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/
Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ bekannt gemacht.

Die Genehmigung für den durch § 3 der Haushaltssatzung festgesetzten Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Investitionen 
und Auszahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Haushaltsjahren in Höhe von 4.042.500 € wurde vom Landrat des Landkreises Pots-
dam-Mittelmark als allgemeine untere Landesbehörde am 05.03.2019 unter Aktenzeichen 41-Si 324/16/18  mit Auflagen erteilt. 

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während der Dienstzeiten zur Einsichtnahme im Amtsgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59,  
14822 Brück, Zimmer 117 öffentlich aus.

Brück, den 25.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor
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Haushaltssatzung der Gemeinde Borkwalde für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 
18.12.2007 (GVBl. I S. 286) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung 
vom 30.01.2019 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird

1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der
	 ordentlichen Erträge auf	 2.912.900,00 €	

ordentlichen Aufwendungen auf	 2.943.400,00 €

	 außerordentlichen Erträge auf	 61.100,00 €
	 außerordentlichen Aufwendungen auf	 61.100,00 €

2. 	 im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 Einzahlungen auf	 2.785.900,00 €
	 Auszahlungen auf	 2.825.800,00 €

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 2.571.900,00 €
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 2.595.900,00 €

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 	 99.500,00 €
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit  	 78.400,00 €

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 114.500,00 €
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 151.500,00 €

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven	 0,00 €
Auszahlungen an Liquiditätsreserven	 0,00 €

§ 2
Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von In-
vestitionsauszahlungen und Auszahlungen für Investitionsförderungsmaß-
nahmen in künftigen Haushaltsjahren wird auf � 3.618.000,00 €
festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze für die Realsteuern sind für das Haushaltsjahr wie folgt 
festgesetzt:
1.	 Grundsteuer

a) 	 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
	 (Grundsteuer A)	 200 v. H.
b) 	 für die Grundstücke (Grundsteuer B)	 400 v. H.

2. Gewerbesteuer	 320 v. H.
§ 5

1.	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als 
für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird 
auf	 50.000 €

	 festgesetzt.
2.	 Die Wertgrenze, für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der 

Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen im Finanzhaushalt ein-

zeln dazustellen sind, wird auf	 5.000 €
	 festgesetzt.
3.	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-

dungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der Gemeinde-
vertretung bedürfen, wird bei:
a)	 Personalaufwendungen/-auszahlungen auf  	 10.000 €
b)	 Sonstige Aufwendungen/Auszahlungen 
	 aus laufender Verwaltungstätigkeit 
	 sowie Finanzierungstätigkeit auf	 10.000 €
c) 	 Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf	 15.000 €

	 festgesetzt.
4.	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, werden 

bei:
a)	 der Entstehung eines Fehlbetrages auf 150.000 € und
b)	 bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzelaufwendungen 

oder Einzelauszahlungen auf 50.000 €
	 festgesetzt.
5.  	 Nicht zahlungswirksame außer- und überplanmäßige Aufwendungen 

sind von den Wertgrenzen nach Nr. 3a) und b) sowie Nr. 4 ausgeschlos-
sen und werden von der Kämmerin genehmigt.

6.  	 Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen, die durch die Berichtigungen von Kontenzuordnungen 
entstehen und das Ergebnis nicht beeinflussen, können unabhängig von 
der Wertgrenze nach Nr. 3 und Nr.  4 erfolgen.

§ 6
I.  	 Auf der Ebene der Produkte werden Teilergebnishaushalte und Teilfi-

nanzhaushalte gebildet.   
	 Gemäß § 6 Abs. 3 KomHKV bilden Teilhaushalte ein Budget. Die Auf-

wendungen und Auszahlungen sind deckungsfähig, wenn nichts ande-
res festgelegt ist. Die Deckungsfähigkeit innerhalb eines Teilhaushaltes 
wird wie folgt festgelegt:
1.	 Alle Ansätze eines Teilergebnishaushaltes sind innerhalb des je-

weiligen Teilhaushaltes (Produkt) grundsätzlich nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen deckungsfähig. Je Teilhaushalt wird 
über die Kontengruppen Aufwendungen für Sach- und Dienstleis-
tungen (Kontengruppe 52), Transferaufwendungen (Kontengruppe 
53), sonstige ordentliche Aufwendungen (Kontengruppe 54) sowie 
Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen (Kontengruppe 55) ein 
Deckungskreis gebildet. Die Deckungsfähigkeit gilt gleichzeitig für 
die entsprechenden Finanzhaushalte (Kontengruppe 72, 73, 74, 75).

	 Mehrerträge/-einzahlungen berechtigen zu Mehraufwendungen/- 
auszahlungen.

	 Ausgenommen hiervon sind Mehrerträge/-einzahlungen und Min-
deraufwendungen/-auszahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

2.	 Auszahlungen für Investitionstätigkeit (Kontengruppe 78) innerhalb 
des jeweiligen Teilhaushaltes werden für gegenseitig deckungsfä-
hig erklärt.

	 Mehreinzahlungen berechtigen zu Mehrauszahlungen. Ausgenom-
men hiervon sind Mehreinzahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

3.	 Zahlungswirksame Aufwendungen eines Teilhaushaltes werden 
gemäß § 23 Abs. 3 KomHKV für einseitig deckungsfähig zu Gunsten 
von Investitionsauszahlungen des Teilhaushaltes erklärt. 

4.	 Die Produktkonten 36500.785100 und 57300.785100 werden für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt.
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II.	 Für den gesamten Ergebnis- und Finanzhaushalt wird festgelegt:
1.	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 

ein Deckungskreis für die Personalaufwendungen (Kontengruppe 50) 
gebildet und für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Die Deckungs-
fähigkeit der zugehörigen Finanzkonten (Kontengruppe 70) gilt ent-
sprechend.

2. 	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 
ein Deckungskreis für die Abschreibungen gebildet und für gegen-
seitig deckungsfähig erklärt. 

3. 	 Für den gesamten Ergebnisplan werden die Aufwendungen für in-

terne Leistungsbeziehungen für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
Mehrerträge berechtigen zu Mehraufwendungen.

Brück, den 26.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende, in der Sitzung der Gemeindevertretung am 30.01.2019 beschlossene Haushaltssatzung der Gemeinde Borkwalde für das Haushaltsjahr 2019 
wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/
Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ bekannt gemacht.

Die Genehmigung für den durch § 3 der Haushaltssatzung festgesetzten Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Investitionen 
und Auszahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Haushaltsjahren wurde in Höhe von 2.800.000 € vom Landrat des Landkreises Pots-
dam-Mittelmark als allgemeine untere Landesbehörde am 21.03.2019 unter Aktenzeichen 41-Si 51/16/19  mit Auflagen erteilt. 

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während der Dienstzeiten zur Einsichtnahme im Amtsgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 
Brück, Zimmer 117 öffentlich aus.

Brück, den 26.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor

Haushaltssatzung der Gemeinde Golzow für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 
18.12.2007 (GVBl. I S. 286) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung 
vom 27.11.2018 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird
 
1. 	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der
	 ordentlichen Erträge auf	 2.795.400,00 €	

ordentlichen Aufwendungen auf	 3.275.500,00 €

	 außerordentlichen Erträge auf	 30.000,00 €
	 außerordentlichen Aufwendungen auf	 30.000,00 €

2. 	 im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 Einzahlungen auf	 3.988.400,00 €
	 Auszahlungen auf	 4.455.600,00 €

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 2.651.200,00 €
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 3.048.900,00 €

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 	 807.200,00 €
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit  	 1.337.200,00 €

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 530.000,00 €
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 69.500,00 €

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven	 0,00 €
Auszahlungen an Liquiditätsreserven	 0,00 €

§ 2
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist, wird auf
	�  530.000,00 €
festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von In-
vestitionsauszahlungen und Auszahlungen für Investitionsförderungsmaß-
nahmen in künftigen Haushaltsjahren wird auf	�  130.000,00 €
festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze für die Realsteuern sind für das Haushaltsjahr wie folgt 
festgesetzt:
1.	 Grundsteuer

a) 	 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
	 (Grundsteuer A)	 600 v. H.
b) 	 für die Grundstücke 
	 (Grundsteuer B)	 420 v. H.

2.	 Gewerbesteuer	 308 v. H.
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§ 5
1.	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als 

für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird 
auf	 50.000 €

	 festgesetzt.
2.	 Die Wertgrenze, für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der 

Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen im Finanzhaushalt ein-
zeln dazustellen sind, wird auf	 50.000 €

	 festgesetzt.
3.	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-

dungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der Gemeinde-
vertretung bedürfen, wird bei:
a)	 Personalaufwendungen/-auszahlungen auf  	 20.000 €
b)	 Sonstige Aufwendungen/Auszahlungen 
	 aus laufender Verwaltungstätigkeit 
	 sowie Finanzierungstätigkeit auf	 10.000 €
c) 	 Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf	   5.000 €

	 festgesetzt.
4.	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, werden 

bei:
a)	 der Entstehung eines Fehlbetrages auf 150.000 € und
b)	 bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzelaufwendungen 

oder Einzelauszahlungen auf 50.000 €
	 festgesetzt.
5.  	 Nicht zahlungswirksame außer- und überplanmäßige Aufwendungen 

sind von den Wertgrenzen nach Nr. 3a) und b) sowie Nr. 4 ausgeschlos-
sen und werden von der Kämmerin genehmigt.

6.  	 Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen, die durch die Berichtigungen von Kontenzuordnungen 
entstehen und das Ergebnis nicht beeinflussen, können unabhängig von 
der Wertgrenze nach Nr. 3 und Nr. 4 erfolgen.

§ 6
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsausgleich im Jahre 
2023 wieder hergestellt. Die dafür im Haushaltssicherungskonzept enthal-
tenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushalts-
planes umzusetzen.

§ 7
I.  	 Auf der Ebene der Produkte werden Teilergebnishaushalte und Teilfi-

nanzhaushalte gebildet.   
	 Gemäß § 6 Abs. 3 KomHKV bilden Teilhaushalte ein Budget. Die Auf-

wendungen und Auszahlungen sind deckungsfähig, wenn nichts ande-
res festgelegt ist. Die Deckungsfähigkeit innerhalb eines Teilhaushaltes 
wird wie folgt festgelegt:

1.	 Alle Ansätze eines Teilergebnishaushaltes sind innerhalb des je-
weiligen Teilhaushaltes (Produkt) grundsätzlich nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen deckungsfähig. Je Teilhaushalt wird 
über die Kontengruppen Aufwendungen für Sach- und Dienstleis-
tungen (Kontengruppe 52), Transferaufwendungen (Kontengruppe 
53), sonstige ordentliche Aufwendungen (Kontengruppe 54) sowie 
Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen (Kontengruppe 55) ein 
Deckungskreis gebildet. Die Deckungsfähigkeit gilt gleichzeitig für 
die entsprechenden Finanzhaushalte (Kontengruppe 72, 73, 74, 75).

	 Mehrerträge/-einzahlungen berechtigen zu Mehraufwendungen/ 
-auszahlungen.

	 Ausgenommen hiervon sind Mehrerträge/-einzahlungen und Min-
deraufwendungen/-auszahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

2.	 Auszahlungen für Investitionstätigkeit (Kontengruppe 78) innerhalb 
des jeweiligen Teilhaushaltes werden für gegenseitig deckungsfä-
hig erklärt.

	 Mehreinzahlungen berechtigen zu Mehrauszahlungen. Ausgenom-
men hiervon sind Mehreinzahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

3.	 Zahlungswirksame Aufwendungen eines Teilhaushaltes werden 
gemäß § 23 Abs. 3 KomHKV für einseitig deckungsfähig zu Gunsten 
von Investitionsauszahlungen des Teilhaushaltes erklärt. 

II.	 Für den gesamten Ergebnis- und Finanzhaushalt wird festgelegt:
1.	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 

ein Deckungskreis für die Personalaufwendungen (Kontengruppe 50) 
gebildet und für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Die Deckungs-
fähigkeit der zugehörigen Finanzkonten (Kontengruppe 70) gilt ent-
sprechend.

2. 	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 
ein Deckungskreis für die Abschreibungen gebildet und für gegen-
seitig deckungsfähig erklärt. 

3. 	 Für den gesamten Ergebnisplan werden die Aufwendungen für in-
terne Leistungsbeziehungen für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
Mehrerträge berechtigen zu Mehraufwendungen.

Brück, den 25.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende, in der Sitzung der Gemeindevertretung am 27.11.2018 beschlossene Haushaltssatzung der Gemeinde Golzow für das Haushaltsjahr 2019 
wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/
Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ bekannt gemacht.

Aufgrund des im Ergebnisplan ausgewiesenen Fehlbedarfs von 480.100 € wurde gemäß § 63 Abs. 5 BbgKVerf die Fortführung des Haushaltssicherungskon-
zeptes beschlossen, welches einen Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses im Jahr 2023 vorsieht. 
Die Genehmigung des Haushaltssicherungskonzeptes sowie den in der Haushaltssatzung durch § 2 festgesetzten Gesamtbetrag der Kredite in Höhe von 
530.000 € wurde vom Landrat des Landkreises Potsdam-Mittelmark als allgemeine untere Landesbehörde am 19.03.2019 unter Aktenzeichen 
41-Si 323/16/18  mit Auflagen erteilt. 

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während der Dienstzeiten zur Einsichtnahme im Amtsgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59,  
14822 Brück, Zimmer 117 öffentlich aus.

Brück, den 25.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor

Haushaltssatzung der  Gemeinde Linthe für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 
18.12.2007 (GVBl. I S. 286) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung 
vom 20.02.2019 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird
 
1. 	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der
	 ordentlichen Erträge auf	 2.769.200,00 €
	 ordentlichen Aufwendungen auf	 3.409.200,00 €

	 außerordentlichen Erträge auf	 10.500,00 €
	 außerordentlichen Aufwendungen auf	 10.500,00 €

2. 	 im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 Einzahlungen auf	 2.581.200,00 €
	 Auszahlungen auf	 3.130.200,00 €

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 2.570.700,00 €
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 2.996.100,00 €

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 	 10.500,00 €
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit  	 134.100,00 €

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 0,00 €
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 0,00 €

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven	 0,00 €
Auszahlungen an Liquiditätsreserven	 0,00 €

§ 2
Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von In-
vestitionsauszahlungen und Auszahlungen für Investitionsförderungsmaß-
nahmen in künftigen Haushaltsjahren wird auf	�  35.000,00 €
festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze für die Realsteuern sind für das Haushaltsjahr wie folgt 
festgesetzt:
1.	 Grundsteuer

a) 	 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
	 (Grundsteuer A)	 600 v. H.
b) 	 für die Grundstücke 
	 (Grundsteuer B)	 390 v. H.

2.	 Gewerbesteuer	 310 v. H.

§ 5
1.	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als 

für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird 
auf	 50.000 €

	 festgesetzt.
2.	 Die Wertgrenze, für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der 

Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen im Finanzhaushalt ein-
zeln dazustellen sind, wird auf	 50.000 €

	 festgesetzt.
3.	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-

dungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der Gemeinde-
vertretung bedürfen, wird bei:
a)	 Personalaufwendungen/-auszahlungen auf  	 20.000 €
b)	 Sonstige Aufwendungen/Auszahlungen 
	 aus laufender Verwaltungstätigkeit 
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	 sowie Finanzierungstätigkeit auf	 10.000 €
c) 	 Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf	 10.000 €

	 festgesetzt.
4.	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, werden 

bei:
a)	 der Entstehung eines Fehlbetrages auf 150.000 € und
b)	 bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzelaufwendungen 

oder Einzelauszahlungen auf 50.000 €
	 festgesetzt.
5.  	 Nicht zahlungswirksame außer- und überplanmäßige Aufwendungen 

sind von den Wertgrenzen nach Nr. 3a) und b) sowie Nr. 4 ausgeschlos-
sen und werden von der Kämmerin genehmigt.

6.	 Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen, die durch die Berichtigungen von Kontenzuordnungen 
entstehen und das Ergebnis nicht beeinflussen, können unabhängig von 
der Wertgrenze nach Nr. 3 und Nr.  4 erfolgen.

§ 6
I.  	 Auf der Ebene der Produkte werden Teilergebnishaushalte und Teilfi-

nanzhaushalte gebildet.   
	 Gemäß § 6 Abs. 3 KomHKV bilden Teilhaushalte ein Budget. Die Auf-

wendungen und Auszahlungen sind deckungsfähig, wenn nichts ande-
res festgelegt ist. Die Deckungsfähigkeit innerhalb eines Teilhaushaltes 
wird wie folgt festgelegt:
1.	 Alle Ansätze eines Teilergebnishaushaltes sind innerhalb des je-

weiligen Teilhaushaltes (Produkt) grundsätzlich nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen deckungsfähig. Je Teilhaushalt wird 
über die Kontengruppen Aufwendungen für Sach- und Dienstleis-
tungen (Kontengruppe 52), Transferaufwendungen (Kontengruppe 
53), sonstige ordentliche Aufwendungen (Kontengruppe 54) sowie 
Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen (Kontengruppe 55) ein 
Deckungskreis gebildet. Die Deckungsfähigkeit gilt gleichzeitig für 
die entsprechenden Finanzhaushalte (Kontengruppe 72, 73, 74, 75).

	 Mehrerträge/-einzahlungen berechtigen zu Mehraufwendungen/ 

-auszahlungen.
	 Ausgenommen hiervon sind Mehrerträge/-einzahlungen und Min-

deraufwendungen/-auszahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

2.	 Auszahlungen für Investitionstätigkeit (Kontengruppe 78) innerhalb 
des jeweiligen Teilhaushaltes werden für gegenseitig deckungsfä-
hig erklärt.

	 Mehreinzahlungen berechtigen zu Mehrauszahlungen. Ausgenom-
men hiervon sind Mehreinzahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

3.	 Zahlungswirksame Aufwendungen eines Teilhaushaltes werden 
gemäß § 23 Abs. 3 KomHKV für einseitig deckungsfähig zu Gunsten 
von Investitionsauszahlungen des Teilhaushaltes erklärt. 

II.  	 Für den gesamten Ergebnis- und Finanzhaushalt wird festgelegt:
1.	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 

ein Deckungskreis für die Personalaufwendungen (Kontengruppe 50) 
gebildet und für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Die Deckungs-
fähigkeit der zugehörigen Finanzkonten (Kontengruppe 70) gilt ent-
sprechend.

2. 	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 
ein Deckungskreis für die Abschreibungen gebildet und für gegen-
seitig deckungsfähig erklärt. 

3. 	 Für den gesamten Ergebnisplan werden die Aufwendungen für in-
terne Leistungsbeziehungen für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
Mehrerträge berechtigen zu Mehraufwendungen.

Brück, den 06.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende, in der Sitzung der Gemeindevertretung am 20.02.2019 beschlossene Haushaltssatzung der Gemeinde Linthe für das Haushaltsjahr 2019 
wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/
Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ bekannt gemacht.
Genehmigungspflichtige Teile sind nicht enthalten.
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während der Dienstzeiten zur Einsichtnahme im Amtsgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59,  
14822 Brück, Zimmer 117 öffentlich aus.

Brück, den 06.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor
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Haushaltssatzung der Gemeinde Planebruch für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 
18.12.2007 (GVBl. I S. 286) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung 
vom 04.03.2019 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird
 
1. 	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der
	 ordentlichen Erträge auf	 1.613.700,00 €
	 ordentlichen Aufwendungen auf	 1.755.100,00 €

	 außerordentlichen Erträge auf	 22.000,00 €
	 außerordentlichen Aufwendungen auf	 22.000,00 €

2. 	 im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 Einzahlungen auf	 1.671.600,00 €
	 Auszahlungen auf	 1.895.900,00 €

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 1.518.900,00 €
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 1.615.600,00 €

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit	  152.700,00 €
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit  	 280.300,00 €

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 0,00 €
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 0,00 €

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven	 0,00 €
Auszahlungen an Liquiditätsreserven	 0,00 €

§ 2
Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von In-
vestitionsauszahlungen und Auszahlungen für Investitionsförderungsmaß-
nahmen in künftigen Haushaltsjahren wird auf� 250.000,00 €
festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze für die Realsteuern sind für das Haushaltsjahr wie folgt 
festgesetzt:
1.	 Grundsteuer

a) 	 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
	 (Grundsteuer A)	 590 v. H.
b) 	 für die Grundstücke
	 (Grundsteuer B)	 400 v. H.

2.	 Gewerbesteuer	 300 v. H.

§ 5
1.	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als 

für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird 
auf	 50.000 €

	 festgesetzt.

2.	 Die Wertgrenze, für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der 
Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen im Finanzhaushalt ein-
zeln dazustellen sind, wird auf	 50.000 €

	 festgesetzt.
3.	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-

dungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der Gemeinde-
vertretung bedürfen, wird bei:
a)	 Personalaufwendungen/-auszahlungen auf  	 20.000 €
b)	 Sonstige Aufwendungen/Auszahlungen 
	 aus laufender Verwaltungstätigkeit 
	 sowie Finanzierungstätigkeit auf	 10.000 €
c) 	 Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf	   5.000 €

	 festgesetzt.
4.	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, werden 

bei:
a)	 der Entstehung eines Fehlbetrages auf 150.000 € und
b)	 bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzelaufwendungen 

oder Einzelauszahlungen auf 50.000 €
	 festgesetzt.
5.  	 Nicht zahlungswirksame außer- und überplanmäßige Aufwendungen 

sind von den Wertgrenzen nach § 5 Nr. 3a) und b) sowie Nr. 4 ausge-
schlossen und werden von der Kämmerin genehmigt.

6.  	 Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen, die durch die Berichtigungen von Kontenzuordnungen 
entstehen und das Ergebnis nicht beeinflussen, können unabhängig von 
der Wertgrenze nach § 5 Nr. 3 und Nr.  4 erfolgen.

§ 6
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsausgleich im Jahre 
2026 wieder hergestellt. Die dafür im Haushaltssicherungskonzept enthal-
tenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushalts-
planes umzusetzen.

§ 7
I.  	 Auf der Ebene der Produkte werden Teilergebnishaushalte und Teilfi-

nanzhaushalte gebildet.   
    	 Gemäß § 6 Abs. 3 KomHKV bilden Teilhaushalte ein Budget. Die Auf-

wendungen und Auszahlungen sind deckungsfähig, wenn nichts ande-
res festgelegt ist. Die Deckungsfähigkeit innerhalb eines Teilhaushaltes 
wird wie folgt festgelegt:
1.	 Alle Ansätze eines Teilergebnishaushaltes sind innerhalb des je-

weiligen Teilhaushaltes (Produkt) grundsätzlich nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen deckungsfähig. Je Teilhaushalt wird 
über die Kontengruppen Aufwendungen für Sach- und Dienstleis-
tungen (Kontengruppe 52), Transferaufwendungen (Kontengruppe 
53), sonstige ordentliche Aufwendungen (Kontengruppe 54) sowie 
Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen (Kontengruppe 55) ein 
Deckungskreis gebildet. Die Deckungsfähigkeit gilt gleichzeitig für 
die entsprechenden Finanzhaushalte (Kontengruppe 72, 73, 74, 75).

	 Mehrerträge/-einzahlungen berechtigen zu Mehraufwendungen/ 
-auszahlungen.

	 Ausgenommen hiervon sind Mehrerträge/-einzahlungen und Min-
deraufwendungen/-auszahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

2.	 Auszahlungen für Investitionstätigkeit (Kontengruppe 78) innerhalb 
des jeweiligen Teilhaushaltes werden für gegenseitig deckungsfä-
hig erklärt.

	 Mehreinzahlungen berechtigen zu Mehrauszahlungen. Ausgenom-
men hiervon sind Mehreinzahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
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Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

3.	 Zahlungswirksame Aufwendungen eines Teilhaushaltes werden 
gemäß § 23 Abs. 3 KomHKV für einseitig deckungsfähig zu Gunsten 
von Investitionsauszahlungen des Teilhaushaltes erklärt. 

II.  	 Für den gesamten Ergebnis- und Finanzhaushalt wird festgelegt:
1.	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 

ein Deckungskreis für die Personalaufwendungen (Kontengruppe 50) 
gebildet und für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Die Deckungs-
fähigkeit der zugehörigen Finanzkonten (Kontengruppe 70) gilt ent-
sprechend.

2. 	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 
ein Deckungskreis für die Abschreibungen gebildet und für gegen-
seitig deckungsfähig erklärt. 

3. 	 Für den gesamten Ergebnisplan werden die Aufwendungen für in-
terne Leistungsbeziehungen für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
Mehrerträge berechtigen zu Mehraufwendungen.

Brück, den 27.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende, in der Sitzung der Gemeindevertretung am 04.03.2019 beschlossene Haushaltssatzung der Gemeinde Planebruch für das Haushaltsjahr 2019 
wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/
Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ bekannt gemacht.

Die Genehmigung des Haushaltssicherungskonzeptes, welches einen Haushaltsausgleich für das Jahr 2026 vorsieht, wurde vom Landrat des Landkreises 
Potsdam-Mittelmark als allgemeine untere Landesbehörde am 26.03.2019 unter Aktenzeichen 41Si 89/16/19 erteilt. 

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während der Dienstzeiten zur Einsichtnahme im Amtsgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59,  
14822 Brück, Zimmer 117 öffentlich aus.

Brück, den 27.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor

1. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Brück zur Umlage  
der durch die Wasser- und Bodenverbände „Plane-Buckau“ und „Nuthe-Nieplitz“ 

 festgesetzten Verbandsbeiträge für grundsteuerbefreite Flächen

Auf der Grundlage des § 3 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg (BbgKVerfG) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I/18, Nr. 23) sowie 
des § 80 des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 02. März 2012 (GVBl. I/12, Nr. 20), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Dezember 2017 (GVBl. I/17, Nr. 28) in 
Verbindung mit §§ 2 Abs. 1 und 12 – 15 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. 
März 2004 (GVBl. I S. 174), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 10 Juli 2014 (GVBl. I/14, Nr. 32) hat die Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Brück in ihrer Sitzung am 14.03.2019 folgende Satzungsänderung 
beschlossen:

Artikel 1
Die am 09.03.2017 beschlossene Satzung zur Umlage der durch die Was-
ser- und Bodenverbände „Plane-Buckau“ und „Nuthe-Nieplitz“ festgesetzten 
Verbandsbeiträge für grundsteuerbefreite Flächen, bekannt gemacht im 
Amtsblatt für das Amt Brück, dem Flämingbote Nr. 5/2017 vom 14. April 
2017, wird wie folgt geändert:

§ 5 wird wie folgt neu gefasst:

§ 5
Umlagesatz 

Im Kalenderjahr beträgt die Umlage für grundsteuerbefreite Grundstücke 
im Gebiet des Wasser- und Bodenverbandes:
–	 „Plane-Buckau“    	 0,000650 € je m²,
–	 „Nuthe-Nieplitz“   	 0,000958 € je m².

Artikel 2
Inkrafttreten

Die 1. Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 2019 in Kraft.

Brück, den 26.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende, in der Stadtverordnetenversammlung am 14.03.2019 beschlossene 1. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Brück zur Umlage der durch 
die Wasser- und Bodenverbände „Plane-Buckau“ und „Nuthe-Nieplitz“ festgesetzten Verbandsbeiträge für grundsteuerbefreite Flächen wird durch Veröffent-
lichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück 
und das Amt Niemegk – Flämingbote“ bekannt gemacht.

Brück, den 26.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor

1. Änderungssatzung zur Satzung der Gemeinde Planebruch zur Umlage  
der durch die Wasser- und Bodenverbände „Plane-Buckau“ und  

„Großer Havelländischer Hauptkanal-Havelkanal-Havelseen“  
festgesetzten Verbandsbeiträge für grundsteuerbefreite Flächen

Auf der Grundlage des § 3 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg (BbgKVerfG) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I/18, Nr. 23) sowie 
des § 80 des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 02. März 2012 (GVBl. I/12, Nr. 20), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Dezember 2017 (GVBl. I/17, Nr. 28) 
in Verbindung mit §§ 2 Abs. 1 und 12 – 15 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. März 2004 (GVBl. I S. 174), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Geset-
zes vom 10 Juli 2014 (GVBl. I/14, Nr. 32) hat die Gemeindevertretung der 
Gemeinde Planebruch in ihrer Sitzung am 04.03.2019 folgende Satzungsän-
derung beschlossen:

Artikel 1
Die am 16.01.2017 beschlossene Satzung zur Umlage der durch die Wasser- 
und Bodenverbände „Plane-Buckau“ und „Großer Havelländischer Hauptka-
nal-Havelkanal-Havelseen “ festgesetzten Verbandsbeiträge für grundsteu-
erbefreite Flächen, bekannt gemacht im Amtsblatt für das Amt Brück, dem 
Flämingbote Nr. 3/2017 vom 10. März 2017, wird wie folgt geändert:

§ 5 wird wie folgt neu gefasst:

§ 5
Umlagesatz 

Im Kalenderjahr 2019 beträgt die Umlage für grundsteuerbefreite Grund-
stücke im Gebiet des Wasser- und Bodenverbandes:

– 	 „Plane-Buckau“    	           0,000650 € je m²,
–	 „Großer Havelländischer Hauptkanal-
	 Havelkanal-Havelseen“   	 0,001137 € je m².

Ab dem Kalenderjahr 2020 beträgt die Umlage für grundsteuerbefreite 
Grundstücke im Gebiet des Wasser- und Bodenverbandes:

–	 „Plane-Buckau“   	 0,000650 € je m²,
–	 „Großer Havelländischer Hauptkanal-
	 Havelkanal-Havelseen“   	 0,001151 € je m².

Artikel 2
Inkrafttreten

Die 1. Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 2019 in Kraft.

Brück, den 07.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende, in der Gemeindevertretersitzung am 04.03.2019 beschlossene 1. Änderungssatzung zur Satzung der Gemeinde Planebruch zur Umlage der 
durch die Wasser- und Bodenverbände „Plane-Buckau“ und „Großer Havelländischer Hauptkanal-Havelkanal-Havelseen“ festgesetzten Verbandsbeiträge 
für grundsteuerbefreite Flächen wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück dem „Amtsblatt 
für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ bekannt gemacht.

Brück, den 07.03.2019

M. Köhler
Amtsdirektor
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Neufassung der Hauptsatzung der Gemeinde Borkheide

Gemäß § 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
in der aktuell gültigen Fassung hat die Gemeindevertretung der Gemeinde 
Borkheide in ihrer Sitzung am 7. März 2019 folgende Hauptsatzung beschlos-
sen:

Inhaltsverzeichnis
Erster Teil: Grundlagen
§ 1 	Name und Rechtsstellung der Gemeinde
§ 2 	Wappen und Flagge
§ 3 	Förmliche Einwohnerbeteiligung 

Zweiter Teil: Gemeindevertretung
§ 4 	Zuständigkeit der Gemeindevertretung bei Geschäften über Vermögens-

gegenstände der Gemeinde
§ 5 	Mitteilungspflicht der Gemeindevertreter und der sachkundigen Einwoh-

ner

Dritter Teil: Öffentlichkeit
§ 6 	Öffentlichkeit der Sitzungen
§ 7 	Bekanntmachungen der Sitzungen
§ 8 	sonstige Bekanntmachungen

Vierter Teil: Schlussbestimmungen
§ 9 	Funktionsbezeichnung
§ 10	Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Erster Teil: Grundlagen

§ 1
Name und Rechtsstellung der Gemeinde (§ 9 BbgKVerf)

(1) 	 Die Gemeinde führt den Namen „Borkheide“ (§ 9 Abs. 1 Satz 1 BbgK-
Verf).

(2) 	 Sie hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde und gehört 
dem Amt Brück an. Das Gebiet der Gemeinde Borkheide ergibt sich aus 
der als Anlage 1 angefügten Karte.

§ 2
Wappen und Flagge (§ 10 BbgKVerf)

(1) 	 Die Gemeinde führt ein Wappen und eine Flagge (§ 10 Abs. 1 Satz 2 
BbgKVerf).

(2) 	 Wappenbeschreibung: in Grün, ein schräglinker silberner Propeller, be-
gleitet oben von einem goldenen Posthorn und unten von zwei goldenen 
Pilzen. Ein Abdruck ist in der Anlage 2 angefügt.

(3) 	 Flaggenbeschreibung: Dreistreifig Grün-Weiß-Grün im Verhältnis 1:3:1 
mit dem Gemeindewappen im Mittelstreifen.

§ 3
Förmliche Einwohnerbeteiligung (§ 13 BbgKVerf)

(1) 	 Neben Einwohneranträgen (§ 14 BbgKVerf), Bürgerbegehren und Bürge-
rentscheiden (§ 15 BbgKVerf) beteiligt die Gemeinde ihre betroffenen 
Einwohner in wichtigen Gemeindeangelegenheiten förmlich mit folgen-
den Mitteln:
1. 	 Einwohnerfragestunden in den Sitzungen der Gemeindevertretung 

und ihrer Ausschüsse
2. 	 Einwohnerversammlungen
3. 	 Einwohnerbefragungen

(2) 	 Die Einzelheiten, der in Absatz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Formen der 
Einwohnerbeteiligungen, werden gemäß § 13 Satz 3 BbgKVerf in einer 
gesonderten Satzung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohner-
beteiligung in der Gemeinde Borkheide näher geregelt. 

(3) 	 Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- oder Bundesrechts  die 
die förmliche Einwohnerbeteiligung regeln, bleiben unberührt. 

(4) 	 Die in Absatz 1 Nr. 1 und 3 genannten Formen sind auch für die Mitwir-
kung von Kindern und Jugendlichen offen. Darüber hinaus beteiligt die 
Gemeinde Borkheide Kinder und Jugendliche in folgenden Formen:
1. 	 das aufsuchende direkte Gespräch
2. 	 durch offene Beteiligung in der Form
	 a) Diskussionsrunde,
	 b) Workshop und
	 c) Umfragen z. B. über soziale Medien
3. 	 projektbezogen durch situative Beteiligung in der Form
	 a) Diskussionsrunde
	 b) Workshop und
	 c) Umfragen z. B. über soziale Medien

	 Die Gemeinde entscheidet unter Berücksichtigung des betroffenen Per-
sonenkreises, des Beteiligungsgegenstandes und der mit der Beteili-
gung verfolgten Ziele, welche der geschaffenen Formen im Einzelfall 
zur Anwendung gelangt.

Zweiter Teil: Gemeindevertretung

§ 4
Zuständigkeit der Gemeindevertretung bei Geschäften 

über Vermögensgegenstände der Gemeinde (§ 28 BbgKVerf)
(1) 	 Die Gemeindevertretung entscheidet bei Geschäften über Vermögens-

gegenstände der Gemeinde, wenn der Wert einen Betrag in Höhe von 
10.000,- € überschreitet (§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf), es sei denn, es 
handelt sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung. Die Wertgren-
ze gilt für den Erlass von Forderungen entsprechend.

(2) 	 Vermögensgegenstände sind nach Absatz 1 alle materiellen und im-
materiellen bilanzierungsfähigen Sachen und Rechte (z. B. abgrenzbar, 
selbstständig nutzbar bzw. einzeln verkehrsfähig).

 
§ 5

Mitteilungspflicht der Gemeindevertreter und 
der sachkundigen Einwohner (§ 31 BbgKVerf)

(1) 	 Die Gemeindevertreter und sachkundigen Einwohner teilen dem Vorsit-
zenden der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach der 
konstituierenden Sitzung der Gemeindevertretung beziehungsweise im 
Falle einer Berufung als Ersatzperson nach Annahme der Wahl schrift-
lich ihren ausgeübten Beruf sowie andere vergütete oder ehrenamtliche 
Tätigkeiten mit, soweit dies für die Ausübung des Mandates von Bedeu-
tung sein kann.

	 Anzugeben sind:
1. 	 Der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungswei-

se Dienstherrn und der Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei 
mehreren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit 
anzugeben.

2. 	 Jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleichar-
tigen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeits-
schwerpunkt in der Gemeinde.

(2) 	 Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach ihrem 
Eintritt schriftlich mitzuteilen. 

(3) 	 Auf der Internetseite des Amtes Brück werden die Gemeindevertreter 
mit Namen, Vornamen sowie dem Wohnort veröffentlicht. Weiterhin 
können die Angaben nach Absatz 1 sowie ein Foto mit ausdrücklicher 
Zustimmung des jeweiligen Gemeindevertreters veröffentlicht werden.
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Dritter Teil: Öffentlichkeit

§ 6
Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 36, 44 BbgKVerf)

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Gemeindevertretung und ih-
rer Ausschüsse werden durch Aushang in den Bekanntmachungskästen 
der Gemeinde Borkheide gemäß § 7 dieser Hauptsatzung und grundsätz-
lich auf der Internetpräsenz des Amtes Brück unter www.amt-brueck.
de und der Gemeinde Borkheide unter www.borkheide.de öffentlich 
bekannt gemacht (§ 36 Abs. 1 und 44 Abs. 2 BbgKVerf). 

(2) 	 Die Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer Ausschüsse sind öf-
fentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn überwiegende 
Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner 
es erfordern. Dies ist grundsätzlich bei folgenden Gruppen von Angele-
genheiten der Fall:
1. 	 Personal- und Disziplinarangelegenheiten,
2. 	 Grundstücksangelegenheiten,
3. 	 Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Einzelner,
4. 	 Aushandlungen von Verträgen mit Dritten.

§ 7 
Bekanntmachungen der Sitzungen

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Gemeindevertretung und 
ihrer Ausschüsse werden spätestens sechs volle Tage vor der Sitzung 
durch Aushang in den nachstehend aufgeführten Bekanntmachungskäs-
ten, der Gemeinde Borkheide öffentlich bekannt gemacht:
–	 vor dem Gemeindehaus, Kirchanger 3
–	 vor dem Bahnhofgebäude, Bahnhofvorplatz, 
	 neben der Bushaltestelle

(2) 	 Die Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem Sitzungstag auszu-
hängen, den Tag des Anschlags nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf 
frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlags 
ist beim Anschlag und der Tag der Abnahme bei der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Be-
diensteten zu vermerken. 

(3) 	 Bei verkürzter Ladungsfrist erfolgt der Aushang am Tage nach dem die 
Ladung zur Post gegeben wurde.

§ 8
sonstige Bekanntmachungen

(1) 	 Bekanntmachungen erfolgen durch den Hauptverwaltungsbeamten.
(2) 	 Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öf-

fentliche Bekanntmachungen der Gemeinde, die durch Rechtsvorschrift 
vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung  des vollen Wortlauts im 
amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück. Dieses wird von 
der Gemeinde Wiesenburg/Mark und den Ämtern Brück und Niemegk 
herausgegeben und trägt die Bezeichnung „Amtsblatt für die Gemeinde 
Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbo-
te“. Dies umfasst auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsüb-
liche Bekanntmachungen.

(3) 	 Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil einer Satzung oder 
eines sonstigen Schriftstückes, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass 
sie zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprechzeiten im 
Dienstgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Straße 59 in 14822 
Brück ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekanntma-
chung wird vom Hauptverwaltungsbeamten angeordnet. Die Anordnung 
muss die genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthal-
ten und ist zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. 
Die Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Beginn und Ende der Ausle-
gung sind aktenkundig zu machen.

(4) 	 Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens- 
oder Formvorschriften zustande gekommen, so ist diese Verletzung 
gemäß § 3 Abs. 4 BbgKVerf unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich in-
nerhalb eines Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung 
gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift 
und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht werden ist. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung verletzt 
worden sind. Satz 1 gilt auch für die Verletzung von landesrechtlichen 
Verfahren- oder Formvorschriften über die öffentliche Bekanntmachung, 
jedoch nur dann, wenn sich die Betroffenen aufgrund der tatsächlich 
bewirkten Bekanntmachung in zumutbarer Weise verlässlich Kenntnis 
von dem Satzungsinhalt verschaffen konnten. Dies gilt entsprechend für 
den Flächennutzungsplan und für Verordnungen der Gemeinde (§ 3 Abs. 
4 und 6 BbgKVerf).

Vierter Teil: Schlussbestimmungen

§ 9 
Funktionsbezeichnung

Die in dieser Satzung verwendeten Funktionsbezeichnungen werden in weib-
licher oder männlicher Form ausgeführt.

§ 10
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 	 Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung, die durch die Ge-
meindevertretung am 22. Januar 2015 beschlossen wurde, außer Kraft.

(2) 	 Sollten einzelne Regelungen dieser Hauptsatzung nichtig oder unwirk-
sam sein, soll dies die Wirksamkeit der übrigen Regelungen nicht be-
rühren.

Brück, den 28.3.2019

Marko Köhler
Amtsdirektor

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende, in der Gemeindevertretersitzung der Gemeinde Borkheide am 7.3.2019 beschlossene Hauptsatzung der Gemeinde Borkheide wird durch 
Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das 
Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ öffentlich bekannt gemacht.

Brück, den 28.3.2019

Köhler
Amtsdirektor
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Anlage 2

Satzung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohnerbeteiligung  
(Einwohnerbeteiligungssatzung) in der Gemeinde Borkheide

Gemäß § 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
in der aktuell gültigen Fassung hat die Gemeindevertretung der Gemeinde 
Borkheide in ihrer Sitzung am 7. März 2019 folgende Einwohnerbeteiligungs-
satzung beschlossen:

Inhaltsverzeichnis
Erster Teil: Grundlagen
§ 1 	Allgemein

Zweiter Teil: Formen der Einwohnerbeteiligung
§ 2 	Einwohnerfragestunde der Gemeindevertretung 
§ 3 	Einwohnerversammlung
§ 4 	Einwohnerbefragung

Dritter Teil: Schlussbestimmungen
§ 5 	Funktionsbezeichnung
§ 6 	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Erster Teil: Grundlagen

§ 1
Allgemein

Für die in § 3 der Hauptsatzung der Gemeinde Borkheide in der derzeit gül-
tigen Fassung aufgeführten Formen der Einwohnerbeteiligung werden fol-
gende Einzelheiten bestimmt:

Zweiter Teil: Formen der Einwohnerbeteiligung

§ 2
Einwohnerfragestunde der Gemeindevertretung 

und ihrer Ausschüsse
(1) 	 In öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung sind alle Personen, 

die in der Gemeinde ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben (Einwohner), berechtigt, kurze mündliche Fragen zu 
Beratungsgegenständen dieser Sitzung oder anderen Gemeindeange-
legenheiten an die Gemeindevertretung oder den Hauptverwaltungs-
beamten zu stellen sowie Vorschläge oder Anregungen zu unterbreiten 
(Einwohnerfragestunde). 

(2) 	 Die Einwohnerfragestunde soll 30 Minuten nicht überschreiten. 
(3) 	 Jeder Einwohner kann sich im Regelfall zu bis zu drei unterschiedlichen 

Themen zu Wort melden. Die Wortmeldungen sollen drei Minuten nicht 
überschreiten. Kann eine Frage nicht in der Sitzung mündlich beantwor-
tet werden, ist eine schriftliche Antwort zugelassen. 

§ 3
Einwohnerversammlung

(1) 	 Wichtige Angelegenheiten der Gemeinde sollen mit den Einwohnern er-
örtert werden. Zu diesem Zweck können Einwohnerversammlungen für 
das Gebiet und Teile des Gebietes der Gemeinde durchgeführt werden.

(2) 	 Der Hauptverwaltungsbeamte beruft unter Angabe der Tagesordnung 
und ggf. des Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt 
wird, die Einwohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt ent-
sprechend der Vorschriften für die Bekanntmachung der Sitzungen 
gemäß der Hauptsatzung in der aktuell gültigen Fassung. Der Haupt-



| 18 |  12. April 2019 | Nr. 4 | Woche 15 AMTSBLATT

— Amtlicher Teil 1: Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück —

verwaltungsbeamte oder eine von diesem beauftragte Person leitet die 
Einwohnerversammlung. Alle Personen, die in der Gemeinde bzw. in 
dem begrenzten Gebiet ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, haben in der Einwohnerversammlung Rede- und 
Stimmrecht. Über die Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift zu 
fertigen. Die Niederschrift ist vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen und 
dem Hauptverwaltungsbeamten und der Gemeindevertretung zuzulei-
ten.

(3) 	 Die Einwohnerschaft kann beantragen, dass eine Einwohnerversamm-
lung durchgeführt wird. Der Antrag muss schriftlich eingereicht werden 
und die zu erörternde Gemeindeangelegenheit bezeichnen. Der Antrag 
darf nur Angelegenheiten angeben, die innerhalb der letzten zwölf Mo-
nate nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerversammlung waren. An-
tragsberechtigt sind alle Einwohner. Der Antrag muss von mindestens 
fünf vom Hundert der Einwohner der Gemeinde unterschrieben sein.

§ 4
Einwohnerbefragung

(1) 	 Die Gemeindevertretung kann in wichtigen Angelegenheiten der örtli-
chen Gemeinschaft eine Befragung der Einwohner des gesamten Ge-
meindegebietes oder einzelner Ortsteile beschließen.

(2) 	 Teilnahmeberechtigt sind, unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft, 
alle Einwohner der Gemeinde Borkheide, die am Befragungstag oder 
am letzten Tag des Befragungszeitraums das 16. Lebensjahr vollendet 
haben.

(3) 	 Die Fragen sind so zu stellen, dass sie mit „Ja“ oder „Nein“ beant-
wortet werden können. Zulässig ist auch die Auswahl zwischen unter-
schiedlichen vorzugebenden Varianten.

(4) 	 Die konkrete Fragestellung, Zeit und Ort sowie das nähere Verfahren der 
Befragung werden durch die Gemeindevertretung jeweils durch geson-
derten Beschluss (Durchführungsbeschluss) bestimmt und in der in § 8 
der Hauptsatzung der Gemeinde Borkheide bestimmten Form öffentlich 
bekannt gemacht. Im Übrigen gelten die Vorschriften des Brandenburgi-

schen Kommunalwahlgesetzes und der Brandenburgischen Kommunal-
wahlverordnung in der jeweils aktuellen Fassung entsprechend, soweit 
nicht diese Satzung oder der Durchführungsbeschluss ausdrücklich ab-
weichende Regelungen festlegen.

(5) 	 Die Leitung der Vorbereitung und Durchführung der Befragung sowie die 
Feststellung und öffentliche Bekanntgabe des Ergebnisses obliegt dem 
Wahlleiter.

Dritter Teil: Schlussbestimmungen

§ 5
Funktionsbezeichnung

Die in dieser Satzung verwendeten Funktionsbezeichnungen werden in weib-
licher oder männlicher Form ausgeführt.

§ 6
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 	 Diese Einwohnerbeteiligungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentli-
chen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Einwohnerbetei-
ligungssatzung, die durch die Gemeindevertretung am 12. November 
2009 beschlossen wurde, außer Kraft.

(2) 	 Sollten einzelne Regelungen dieser Einwohnerbeteiligungssatzung nich-
tig oder unwirksam sein, soll dies die Wirksamkeit der übrigen Regelun-
gen nicht berühren.

Brück, den 28.3.2019

Marko Köhler
Amtsdirektor

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende, in der Gemeindevertretersitzung der Gemeinde Borkheide am 7.3.2019 beschlossene Einwohnerbeteiligungssatzung der Gemeinde Borkhei-
de wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/
Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ öffentlich bekannt gemacht.

Brück, den 28.3.2019

Köhler
Amtsdirektor

Neufassung der Hauptsatzung der Gemeinde Golzow

Gemäß § 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) in 
der aktuell gültigen Fassung hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Gol-
zow in ihrer Sitzung am 12. März 2019 folgende Hauptsatzung beschlossen:

Inhaltsverzeichnis
Erster Teil: Grundlagen
§ 1 	Name und Rechtsstellung der Gemeinde
§ 2 	Förmliche Einwohnerbeteiligung 

Zweiter Teil: Gemeindevertretung
§ 3 	Zuständigkeit der Gemeindevertretung bei Geschäften über Vermögens-

gegenstände der Gemeinde
§ 4 	Mitteilungspflicht der Gemeindevertreter und der sachkundigen Einwoh-

ner

Dritter Teil: Öffentlichkeit
§ 5 	Öffentlichkeit der Sitzungen
§ 6 	Bekanntmachungen der Sitzungen
§ 7 	sonstige Bekanntmachungen
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Vierter Teil: Schlussbestimmungen
§ 8 	Funktionsbezeichnung
§ 9 	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Erster Teil: Grundlagen

§ 1
Name und Rechtsstellung der Gemeinde (§ 9 BbgKVerf)

(1) 	 Die Gemeinde führt den Namen „Golzow“ (§ 9 Abs. 1 Satz 1 BbgKVerf).
(2) 	 Zur Gemeinde Golzow gehören die bewohnten Gemeindeteile Grünei-

che, Lucksfleiß, Müggenburg und Hammerdamm.
(3) 	 Sie hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde und gehört 

dem Amt Brück an. Das Gebiet der Gemeinde Golzow ergibt sich aus der 
als Anlage 1 angefügten Karte.

§ 2
Förmliche Einwohnerbeteiligung (§ 13 BbgKVerf)

(1) 	 Neben Einwohneranträgen (§ 14 BbgKVerf), Bürgerbegehren und Bürge-
rentscheiden (§ 15 BbgKVerf) beteiligt die Gemeinde ihre betroffenen 
Einwohner in wichtigen Gemeindeangelegenheiten förmlich mit folgen-
den Mitteln:
1. 	 Einwohnerfragestunden in den Sitzungen der Gemeindevertretung 

und ihrer Ausschüsse
2. 	 Einwohnerversammlungen
3. 	 Einwohnerbefragungen

(2) 	 Die Einzelheiten, der in Absatz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Formen der 
Einwohnerbeteiligungen, werden gemäß § 13 Satz 3 BbgKVerf in einer 
gesonderten Satzung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohner-
beteiligung in der Gemeinde Golzow näher geregelt. 

(3) 	 Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- oder Bundesrechts die 
die förmliche Einwohnerbeteiligung regeln, bleiben unberührt. 

(4) 	 Die in Absatz 1 Nr. 1 und 3 genannten Formen sind auch für die Mitwir-
kung von Kindern und Jugendlichen offen. Darüber hinaus beteiligt die 
Gemeinde Golzow Kinder und Jugendliche in folgenden Formen:
1. 	 das aufsuchende direkte Gespräch
2. 	 durch offene Beteiligung in der Form
	 a) Diskussionsrunde,
	 b) Workshop und
	 c) Umfragen z. B. über soziale Medien
3. 	 projektbezogen durch situative Beteiligung in der Form
	 a) Diskussionsrunde
	 b) Workshop und
	 c) Umfragen z. B. über soziale Medien

	 Die Gemeinde entscheidet unter Berücksichtigung des betroffenen Per-
sonenkreises, des Beteiligungsgegenstandes und der mit der Beteili-
gung verfolgten Ziele, welche der geschaffenen Formen im Einzelfall 
zur Anwendung gelangt.

Zweiter Teil: Gemeindevertretung

§ 3
Zuständigkeit der Gemeindevertretung bei Geschäften 

über Vermögensgegenstände der Gemeinde (§ 28 BbgKVerf)
(1) 	 Die Gemeindevertretung entscheidet bei Geschäften über Vermögens-

gegenstände der Gemeinde, wenn der Wert einen Betrag in Höhe von 
5.000,- € überschreitet (§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf), es sei denn, es 
handelt sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung. Die Wertgren-
ze gilt für den Erlass von Forderungen entsprechend.

(2) 	 Vermögensgegenstände sind nach Absatz 1 alle materiellen und im-
materiellen bilanzierungsfähigen Sachen und Rechte (z. B. abgrenzbar, 
selbstständig nutzbar bzw. einzeln verkehrsfähig).

§ 4
Mitteilungspflicht der Gemeindevertreter (§ 31 BbgKVerf)

(1) 	 Die Gemeindevertreter teilen dem Vorsitzenden der Gemeindevertre-
tung innerhalb von vier Wochen nach der konstituierenden Sitzung der 
Gemeindevertretung beziehungsweise im Falle einer Berufung als Er-
satzperson nach Annahme der Wahl schriftlich ihren ausgeübten Beruf 
sowie andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies 
für die Ausübung des Mandates von Bedeutung sein kann.

	 Anzugeben sind:
1. 	 Der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungswei-

se Dienstherrn und der Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei 
mehreren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit 
anzugeben.

2. 	 Jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleichar-
tigen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeits-
schwerpunkt in der Gemeinde.

(2) 	 Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach ihrem 
Eintritt schriftlich mitzuteilen. 

(3) 	 Auf der Internetseite des Amtes Brück werden die Gemeindevertreter 
mit Namen, Vornamen sowie dem Wohnort veröffentlicht. Weiterhin 
können die Angaben nach Absatz 1 sowie ein Foto mit ausdrücklicher 
Zustimmung des jeweiligen Gemeindevertreters veröffentlicht werden.

§ 5
Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 36, 44 BbgKVerf)

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Gemeindevertretung und ih-
rer Ausschüsse werden durch Aushang in den Bekanntmachungskästen 
der Gemeinde Golzow gemäß § 6 dieser Hauptsatzung und grundsätz-
lich auf der Internetpräsenz des Amtes Brück unter www.amt-brueck.de 
öffentlich bekannt gemacht (§ 36 Abs. 1 und 44 Abs. 2 BbgKVerf). 

(2) 	 Die Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer Ausschüsse sind öf-
fentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn überwiegende 
Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner 
es erfordern. Dies ist grundsätzlich bei folgenden Gruppen von Angele-
genheiten der Fall:
1. 	 Personal- und Disziplinarangelegenheiten,
2. 	 Grundstücksangelegenheiten,
3. 	 Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Einzelner,
4. 	 Aushandlungen von Verträgen mit Dritten.

§ 6 
Bekanntmachungen der Sitzungen

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Gemeindevertretung und 
ihrer Ausschüsse werden spätestens sechs volle Tage vor der Sitzung 
durch Aushang in den nachstehend aufgeführten Bekanntmachungskäs-
ten der Gemeinde Golzow öffentlich bekannt gemacht:
–	 Dorfplatz, neben der Bushaltestelle, gegenüber dem Grundstück, 

Hauptstraße 3
–	 vor dem Haus, Brandenburger Straße 20
Gemeindeteil Grüneiche:
–	 Ortsmitte, vor Hausnummer 20 – 21
Gemeindeteil Lucksfleiß:
–	 Ortsmitte, gegenüber den unbebauten Grundstücken 10 + 11 (am 

alten Wasserwerk)
(2) 	 Die Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem Sitzungstag auszu-

hängen, den Tag des Anschlags nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf 
frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlags 
ist beim Anschlag und der Tag der Abnahme bei der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Be-
diensteten zu vermerken. 

(3) 	 Bei verkürzter Ladungsfrist erfolgt der Aushang am Tage nach dem die 
Ladung zur Post gegeben wurde.



| 20 |  12. April 2019 | Nr. 4 | Woche 15 AMTSBLATT

— Amtlicher Teil 1: Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück —

§ 7
sonstige Bekanntmachungen

(1) 	 Bekanntmachungen erfolgen durch den Hauptverwaltungsbeamten.
(2) 	 Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öf-

fentliche Bekanntmachungen der Gemeinde, die durch Rechtsvorschrift 
vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung  des vollen Wortlauts im 
amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück. Dieses wird von 
der Gemeinde Wiesenburg/Mark und den Ämtern Brück und Niemegk 
herausgegeben und trägt die Bezeichnung „Amtsblatt für die Gemeinde 
Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbo-
te“. Dies umfasst auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsüb-
liche Bekanntmachungen.

(3) 	 Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil einer Satzung oder 
eines sonstigen Schriftstückes, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass 
sie zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprechzeiten im 
Dienstgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Straße 59 in 14822 
Brück ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekanntma-
chung wird vom Hauptverwaltungsbeamten angeordnet. Die Anordnung 
muss die genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthal-
ten und ist zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. 
Die Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Beginn und Ende der Ausle-
gung sind aktenkundig zu machen. 

(4) 	 Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens- 
oder Formvorschriften zustande gekommen, so ist diese Verletzung 
gemäß § 3 Abs. 4 BbgKVerf unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich in-
nerhalb eines Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung 
gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift 
und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht werden ist. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung verletzt 
worden sind. Satz 1 gilt auch für die Verletzung von landesrechtlichen 

Verfahren- oder Formvorschriften über die öffentliche Bekanntmachung, 
jedoch nur dann, wenn sich die Betroffenen aufgrund der tatsächlich 
bewirkten Bekanntmachung in zumutbarer Weise verlässlich Kenntnis 
von dem Satzungsinhalt verschaffen konnten. Dies gilt entsprechend für 
den Flächennutzungsplan und für Verordnungen der Gemeinde (§ 3 Abs. 
4 und 6 BbgKVerf).

Vierter Teil: Schlussbestimmungen

§ 8 
Funktionsbezeichnung

Die in dieser Satzung verwendeten Funktionsbezeichnungen werden in weib-
licher oder männlicher Form ausgeführt.

§ 9
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 	 Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung, die durch die Ge-
meindevertretung am 5. April 2016 beschlossen wurde, außer Kraft.

(2) 	 Sollten einzelne Regelungen dieser Hauptsatzung nichtig oder unwirk-
sam sein, soll dies die Wirksamkeit der übrigen Regelungen nicht be-
rühren.

Brück, den 28.3.2019

Marko Köhler
Amtsdirektor

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende, in der Gemeindevertretersitzung der Gemeinde Golzow am 12.3.2019 beschlossene Hauptsatzung der Gemeinde Golzow wird durch Ver-
öffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt 
Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ öffentlich bekannt gemacht.

Brück, den 28.3.2019

Köhler
Amtsdirektor
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Satzung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohnerbeteiligung  
(Einwohnerbeteiligungssatzung) in der Gemeinde Golzow

Gemäß § 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
in der aktuell gültigen Fassung hat die Gemeindevertretung der Gemeinde 
Golzow in ihrer Sitzung am 12. März 2019 folgende Einwohnerbeteiligungs-
satzung beschlossen:

Inhaltsverzeichnis
Erster Teil: Grundlagen
§ 1 	Allgemein

Zweiter Teil: Formen der Einwohnerbeteiligung
§ 2 	Einwohnerfragestunde der Gemeindevertretung und ihrer Ausschüsse
§ 3 	Einwohnerversammlung
§ 4 	Einwohnerbefragung

Dritter Teil: Schlussbestimmungen
§ 5 	Funktionsbezeichnung
§ 6	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Erster Teil: Grundlagen

§ 1 
Allgemein

Für die in § 2 der Hauptsatzung der Gemeinde Golzow in der derzeit gültigen 
Fassung aufgeführten Formen der Einwohnerbeteiligung werden folgende 
Einzelheiten bestimmt:

Zweiter Teil: Formen der Einwohnerbeteiligung

§ 2 
Einwohnerfragestunde der Gemeindevertretung 

und ihrer Ausschüsse
(1) 	 In öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung sind alle Personen, 

die in der Gemeinde ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben (Einwohner), berechtigt, kurze mündliche Fragen zu 
Beratungsgegenständen dieser Sitzung oder anderen Gemeindeange-
legenheiten an die Gemeindevertretung oder den Hauptverwaltungs-
beamten zu stellen sowie Vorschläge oder Anregungen zu unterbreiten 
(Einwohnerfragestunde). 

(2) 	 Die Einwohnerfragestunde soll 30 Minuten nicht überschreiten. 
(3) 	 Jeder Einwohner kann sich im Regelfall zu bis zu drei unterschiedlichen 

Themen zu Wort melden. Die Wortmeldungen sollen drei Minuten nicht 
überschreiten. Kann eine Frage nicht in der Sitzung mündlich beantwor-
tet werden, ist eine schriftliche Antwort zugelassen. 

§ 3
Einwohnerversammlung

(1) 	 Wichtige Angelegenheiten der Gemeinde sollen mit den Einwohnern er-
örtert werden. Zu diesem Zweck können Einwohnerversammlungen für 
das Gebiet und Teile des Gebietes der Gemeinde durchgeführt werden.

(2) 	 Der Hauptverwaltungsbeamte beruft unter Angabe der Tagesordnung 
und ggf. des Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt 
wird, die Einwohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt ent-
sprechend der Vorschriften für die Bekanntmachung der Sitzungen 
gemäß der Hauptsatzung in der aktuell gültigen Fassung. Der Haupt-
verwaltungsbeamte oder eine von diesem beauftragte Person leitet die 
Einwohnerversammlung. Alle Personen, die in der Gemeinde bzw. in 
dem begrenzten Gebiet ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, haben in der Einwohnerversammlung Rede- und 

Stimmrecht. Über die Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift zu 
fertigen. Die Niederschrift ist vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen und 
dem Hauptverwaltungsbeamten und der Gemeindevertretung zuzulei-
ten.

(3) 	 Die Einwohnerschaft kann beantragen, dass eine Einwohnerversamm-
lung durchgeführt wird. Der Antrag muss schriftlich eingereicht werden 
und die zu erörternde Gemeindeangelegenheit bezeichnen. Der Antrag 
darf nur Angelegenheiten angeben, die innerhalb der letzten zwölf Mo-
nate nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerversammlung waren. An-
tragsberechtigt sind alle Einwohner. Der Antrag muss von mindestens 
fünf vom Hundert der Einwohner der Gemeinde unterschrieben sein.

§ 4
Einwohnerbefragung

(1) 	 Die Gemeindevertretung kann in wichtigen Angelegenheiten der örtli-
chen Gemeinschaft eine Befragung der Einwohner des gesamten Ge-
meindegebietes oder einzelner Ortsteile beschließen.

(2) 	 Teilnahmeberechtigt sind, unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft, alle 
Einwohner der Gemeinde Golzow, die am Befragungstag oder am letz-
ten Tag des Befragungszeitraums das 16. Lebensjahr vollendet haben.

(3) 	 Die Fragen sind so zu stellen, dass sie mit „Ja“ oder „Nein“ beant-
wortet werden können. Zulässig ist auch die Auswahl zwischen unter-
schiedlichen vorzugebenden Varianten.

(4) 	 Die konkrete Fragestellung, Zeit und Ort sowie das nähere Verfahren 
der Befragung werden durch die Gemeindevertretung jeweils durch ge-
sonderten Beschluss (Durchführungsbeschluss) bestimmt und in der in 
§ 6 der Hauptsatzung der Gemeinde Golzow bestimmten Form öffentlich 
bekannt gemacht. Im Übrigen gelten die Vorschriften des Brandenburgi-
schen Kommunalwahlgesetzes und der Brandenburgischen Kommunal-
wahlverordnung in der jeweils aktuellen Fassung entsprechend, soweit 
nicht diese Satzung oder der Durchführungsbeschluss ausdrücklich ab-
weichende Regelungen festlegen.

(5) 	 Die Leitung der Vorbereitung und Durchführung der Befragung sowie die 
Feststellung und öffentliche Bekanntgabe des Ergebnisses obliegt dem 
Wahlleiter.

Dritter Teil: Schlussbestimmungen

§ 5 
Funktionsbezeichnung

Die in dieser Satzung verwendeten Funktionsbezeichnungen werden in weib-
licher oder männlicher Form ausgeführt.

§ 6
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 	 Diese Einwohnerbeteiligungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentli-
chen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Einwohnerbetei-
ligungssatzung, die durch die Gemeindevertretung am 22. September 
2009 beschlossen wurde, außer Kraft.

(2) 	 Sollten einzelne Regelungen dieser Einwohnerbeteiligungssatzung nich-
tig oder unwirksam sein, soll dies die Wirksamkeit der übrigen Regelun-
gen nicht berühren.

Brück, den 28.3.2019

Marko Köhler
Amtsdirektor
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende, in der Gemeindevertretersitzung der Gemeinde Golzow am 12.3.2019 beschlossene Einwohnerbeteiligungssatzung der Gemeinde Golzow 
wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/
Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ öffentlich bekannt gemacht.

Brück, den 28.3.2019

Köhler
Amtsdirektor

Neufassung der Hauptsatzung der Gemeinde Borkwalde

Gemäß § 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
in der aktuell gültigen Fassung hat die Gemeindevertretung der Gemeinde 
Borkwalde in ihrer Sitzung am 20. März 2019 folgende Hauptsatzung be-
schlossen:

Inhaltsverzeichnis
Erster Teil: Grundlagen
§ 1 	Name und Rechtsstellung der Gemeinde
§ 2 	Förmliche Einwohnerbeteiligung 

Zweiter Teil: Gemeindevertretung
§ 3 	Zuständigkeit der Gemeindevertretung bei Geschäften über Vermögens-

gegenstände der Gemeinde
§ 4 	Mitteilungspflicht der Gemeindevertreterinnen/ Gemeindevertreter und 

der sachkundigen Einwohnerinnen/ Einwohner
§ 5 	Bedienstete der Gemeinde

Dritter Teil: Öffentlichkeit
§ 6 	Öffentlichkeit der Sitzungen
§ 7 	Bekanntmachungen der Sitzungen
§ 8 	sonstige Bekanntmachungen
§ 9 	Einsicht in Dokumente der Gemeindevertretung

Vierter Teil: Schlussbestimmungen
§ 10	Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Erster Teil: Grundlagen

§ 1
Name und Rechtsstellung der Gemeinde (§ 9 BbgKVerf)

(1) 	 Die Gemeinde führt den Namen „Borkwalde“ (§ 9 Abs. 1 Satz 1 BbgK-
Verf).

(2) 	 Sie hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde und gehört 
dem Amt Brück an. Das Gebiet der Gemeinde Borkwalde ergibt sich aus 
der als Anlage 1 angefügten Karte.

(3) 	 Die Gemeinde führt den Namenszusatz „Waldgemeinde“, der vor den 
Ortsnamen gestellt ist (§ 9 Abs. 5 BbgKVerf).

§ 2
Förmliche Einwohnerbeteiligung (§ 13 BbgKVerf)

(1) Neben Einwohneranträgen (§ 14 BbgKVerf), Bürgerbegehren und Bürge-
rentscheiden (§ 15 BbgKVerf) beteiligt die Gemeinde ihre betroffenen 
Einwohnerinnen/ Einwohner in wichtigen Gemeindeangelegenheiten 
förmlich mit folgenden Mitteln:
1. 	 Einwohnerfragestunden in den Sitzungen der Gemeindevertretung 

und ihrer Ausschüsse

2. 	 Einwohnerversammlungen
3. 	 Einwohnerbefragungen

(2) 	 Die Einzelheiten, der in Absatz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Formen der 
Einwohnerbeteiligungen, werden gemäß § 13 Satz 3 BbgKVerf in einer 
gesonderten Satzung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohner-
beteiligung in der Gemeinde Borkwalde näher geregelt. 

(3) 	 Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- oder Bundesrechts  die 
die förmliche Einwohnerbeteiligung regeln, bleiben unberührt. 

(4) 	 Die in Absatz 1 Nr. 1 und 3 genannten Formen sind auch für die Mitwir-
kung von Kindern und Jugendlichen offen. Darüber hinaus beteiligt die 
Gemeinde Borkwalde Kinder und Jugendliche in folgenden Formen:
1. 	 das aufsuchende direkte Gespräch
2. 	 durch offene Beteiligung in der Form
	 a) Diskussionsrunde,
	 b) Workshop und
	 c) Umfragen z. B. über soziale Medien
3. 	 projektbezogen durch situative Beteiligung in der Form
	 a) Diskussionsrunde
	 b) Workshop und
	 c) Umfragen z. B. über soziale Medien

	 Die Gemeinde entscheidet unter Berücksichtigung des betroffenen Per-
sonenkreises, des Beteiligungsgegenstandes und der mit der Beteili-
gung verfolgten Ziele, welche der geschaffenen Formen im Einzelfall 
zur Anwendung gelangt.

Zweiter Teil: Gemeindevertretung

§ 3
Zuständigkeit der Gemeindevertretung bei Geschäften 

über Vermögensgegenstände der Gemeinde (§ 28 BbgKVerf)
(1) 	 Die Gemeindevertretung entscheidet bei Geschäften über Vermögens-

gegenstände der Gemeinde, wenn der Wert einen Betrag in Höhe von 
5.000,- € überschreitet (§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf), es sei denn, es 
handelt sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung. Die Wertgren-
ze gilt für den Erlass von Forderungen entsprechend.

(2) 	 Vermögensgegenstände sind nach Absatz 1 alle materiellen und im-
materiellen bilanzierungsfähigen Sachen und Rechte (z. B. abgrenzbar, 
selbstständig nutzbar bzw. einzeln verkehrsfähig).

(3) 	 Ausschreibungen und Vergaben sind mit der Bürgermeisterin/dem Bür-
germeister sowie der/dem Vorsitzenden des Fachausschusses abzustim-
men bzw. zu informieren.

(4) 	 Die Entscheidung über Ausschreibungen und Vergaben von Bauleistun-
gen, die kein Geschäft der laufenden Verwaltung sind, obliegt ab einem 
Auftragswert von 10.000 € der Gemeindevertretung.
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§ 4
Mitteilungspflicht der Gemeindevertreterinnen/Gemeindevertreter 
und der sachkundigen Einwohnerinnen/Einwohner (§ 31 BbgKVerf)
(1) 	 Die Gemeindevertreterinnen/Gemeindevertreter und sachkundigen Ein-

wohnerinnen/Einwohner teilen der/dem Vorsitzenden der Gemeindever-
tretung innerhalb von vier Wochen nach der konstituierenden Sitzung 
der Gemeindevertretung beziehungsweise im Falle einer Berufung als 
Ersatzperson nach Annahme der Wahl schriftlich ihren ausgeübten Be-
ruf sowie andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit 
dies für die Ausübung des Mandates von Bedeutung sein kann.

	 Anzugeben sind:
1. 	 Der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungswei-

se Dienstherrn und der Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei 
mehreren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit 
anzugeben.

2. 	 Jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleichar-
tigen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeits-
schwerpunkt in der Gemeinde.

(2) 	 Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist der/dem 
Vorsitzenden der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach 
ihrem Eintritt schriftlich mitzuteilen. 

(3) 	 Auf der Internetseite des Amtes Brück werden die Gemeindevertrete-
rinnen/Gemeindevertreter mit Namen, Vornamen sowie dem Wohnort 
veröffentlicht. Weiterhin können die Angaben nach Absatz 1 sowie ein 
Foto mit ausdrücklicher Zustimmung der/des jeweiligen Gemeindever-
treterin/Gemeindevertreters veröffentlicht werden.

§ 5
Bedienstete der Gemeinde Borkwalde (§ 62 BbgKVerf)

(1) 	 Die beamten-, arbeits- und tarifrechtlichen Entscheidungen trifft die/ 
der Hauptverwaltungsbeamte (§ 62 Abs. 1 BbgKVerf).

(2) 	 Die Gemeindevertretung entscheidet auf Vorschlag der Hauptverwal-
tungsbeamtin/des Hauptverwaltungsbeamten über die Einstellung und 
Entlassung von Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern der Gemeinde Bork-
walde (§ 62 Abs. 3 BbgKVerf).

Dritter Teil: Öffentlichkeit

§ 6
Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 36, 44 BbgKVerf)

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Gemeindevertretung und 
ihrer Ausschüsse werden durch Aushang in den Bekanntmachungs-
kästen der Gemeinde Borkwalde gemäß § 7 dieser Hauptsatzung und 
grundsätzlich auf der Internetpräsenz des Amtes Brück unter www.
amt-brueck.de öffentlich bekannt gemacht (§§ 36 Abs. 1 und 44 Abs. 2 
BbgKVerf). 

(2) 	 Die Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer Ausschüsse sind öf-
fentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn überwiegende 
Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner 
es erfordern. Dies ist grundsätzlich bei folgenden Gruppen von Angele-
genheiten der Fall:
1. 	 Personal- und Disziplinarangelegenheiten,
2. 	 Grundstücksangelegenheiten,
3. 	 Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Einzelner,
4. 	 Aushandlungen von Verträgen mit Dritten.

§ 7 
Bekanntmachungen der Sitzungen

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Gemeindevertretung und 
ihrer Ausschüsse werden spätestens sechs volle Tage vor der Sitzung 
durch Aushang in den nachstehend aufgeführten Bekanntmachungskäs-
ten, der Gemeinde Borkwalde öffentlich bekannt gemacht:

–	 Astrid-Lindgren-Platz 1
–	 vor der Kita „Regenbogen“, Lehniner Straße 41

(2) 	 Die Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem Sitzungstag auszu-
hängen, den Tag des Anschlags nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf 
frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlags 
ist beim Anschlag und der Tag der Abnahme bei der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift der/ des jeweiligen 
Bediensteten zu vermerken. 

(3) 	 Bei verkürzter Ladungsfrist erfolgt der Aushang am Tage nach dem die 
Ladung zur Post gegeben wurde.

§ 8
sonstige Bekanntmachungen

(1) 	 Bekanntmachungen erfolgen durch die Hauptverwaltungsbeamtin/ den 
Hauptverwaltungsbeamten.

(2) 	 Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öf-
fentliche Bekanntmachungen der Gemeinde, die durch Rechtsvorschrift 
vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung  des vollen Wortlauts im 
amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück. Dieses wird von 
der Gemeinde Wiesenburg/Mark und den Ämtern Brück und Niemegk 
herausgegeben und trägt die Bezeichnung „Amtsblatt für die Gemeinde 
Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbo-
te“. Dies umfasst auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsüb-
liche Bekanntmachungen.

(3) 	 Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil einer Satzung oder 
eines sonstigen Schriftstückes, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass 
sie zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprechzeiten im 
Dienstgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Straße 59 in 14822 
Brück ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekannt-
machung wird von der Hauptverwaltungsbeamtin/ vom Hauptverwal-
tungsbeamten angeordnet. Die Anordnung muss die genauen Angaben 
über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist zusammen mit der 
Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. Die Dauer der Auslegung 
beträgt 14 Tage. Beginn und Ende der Auslegung sind aktenkundig zu 
machen.

(4) 	 Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens- 
oder Formvorschriften zustande gekommen, so ist diese Verletzung ge-
mäß § 3 Abs. 4 BbgKVerf unbeachtlich, wenn – sie nicht schriftlich in-
nerhalb eines Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung 
gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift 
und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung verletzt 
worden sind. Satz 1 gilt auch für die Verletzung von landesrechtlichen 
Verfahren- oder Formvorschriften über die öffentliche Bekanntmachung, 
jedoch nur dann, wenn sich die Betroffenen aufgrund der tatsächlich 
bewirkten Bekanntmachung in zumutbarer Weise verlässlich Kenntnis 
von dem Satzungsinhalt verschaffen konnten. Dies gilt entsprechend für 
den Flächennutzungsplan und für Verordnungen der Gemeinde (§ 3 Abs. 
4 und 6 BbgKVerf).

§ 9
Einsicht in Dokumente der Gemeindevertretung (§ 36 BbgKVerf)

(1) 	 Jeder hat das Recht, Beschluss- und andere Vorlagen zu den in öffent-
lichen Sitzungen der Gemeindevertretung und der Ausschüsse zu be-
handelnden oder bereits behandelten Tagesordnungspunkten während 
der Dienststunden im Dienstgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thäl-
mann-Straße 59, 14822 Brück, einzusehen (§ 36 Abs. 4 und 6 BbgKVerf).

(2) 	 Zur unmittelbaren Information der Öffentlichkeit sind die Dokumente der 
Gemeindevertretung und der Ausschüsse im Ratsinformationssystem 
des Amtes Brück einzustellen. Das betrifft die Tagesordnungen, die Vor-
lagen mit den dazugehörigen Anlagen, die gefassten Beschlüsse sowie 
die Protokolle der Sitzungen. 
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(3) 	 Die Einladungen und Protokolle von Einwohner- und Anliegerversamm-
lungen, die aufgrund von Vorschriften in Satzungen der Gemeinde 
durchgeführt werden, sind ebenso in geeigneter Weise im Ratsinfor-
mationssystem des Amtes Brück zu veröffentlichen. 

Vierter Teil: Schlussbestimmungen

§ 10
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 	 Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung, die durch die Ge-
meindevertretung am 20. April 2016 beschlossen wurde, außer Kraft. 

(2) 	 Sollten einzelne Regelungen dieser Hauptsatzung nichtig oder unwirk-
sam sein, soll dies die Wirksamkeit der übrigen Regelungen nicht be-
rühren.

Brück, den 1. April 2019

Marko Köhler
Amtsdirektor

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende, in der Gemeindevertretersitzung der Gemeinde Borkwalde am 20.3.2019 beschlossene Hauptsatzung der Gemeinde Borkwalde wird durch 
Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das 
Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ öffentlich bekannt gemacht.

Brück, den 1.4.2019

Köhler
Amtsdirektor
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Anlage 1
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Satzung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohnerbeteiligung  
(Einwohnerbeteiligungssatzung) in der Gemeinde Borkwalde

Gemäß § 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
in der aktuell gültigen Fassung hat die Gemeindevertretung der Gemeinde 
Borkwalde in ihrer Sitzung am 20. März 2019 folgende Einwohnerbeteili-
gungssatzung beschlossen:

Inhaltsverzeichnis
Erster Teil: Grundlagen
§ 1 	Allgemein

Zweiter Teil: Formen der Einwohnerbeteiligung
§ 2 	Einwohnerfragestunde der Gemeindevertretung und ihrer Ausschüsse
§ 3 	Einwohnerversammlung
§ 4 	Einwohnerbefragung

Dritter Teil: Schlussbestimmungen
§ 5 	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Erster Teil: Grundlagen

§ 1
Allgemein

Für die in § 2 der Hauptsatzung der Gemeinde Borkwalde in der derzeit gül-
tigen Fassung aufgeführten Formen der Einwohnerbeteiligung werden fol-
gende Einzelheiten bestimmt:

Zweiter Teil: Formen der Einwohnerbeteiligung

§ 2
Einwohnerfragestunde der Gemeindevertretung 

und ihrer Ausschüsse
(1) 	 In öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung sind alle Personen, 

die in der Gemeinde ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt haben (Einwohnerinnen/Einwohner), berechtigt, kurze münd-
liche Fragen zu Beratungsgegenständen dieser Sitzung oder anderen 
Gemeindeangelegenheiten an die Gemeindevertretung oder die/den 
Hauptverwaltungsbeamtin/Hauptverwaltungsbeamten zu stellen sowie 
Vorschläge oder Anregungen zu unterbreiten (Einwohnerfragestunde). 

(2) 	 Die Einwohnerfragestunde soll 30 Minuten nicht überschreiten. 
(3) 	 Jede/Jeder Einwohnerin/Einwohner kann sich im Regelfall zu bis zu drei 

unterschiedlichen Themen zu Wort melden. Die Wortmeldungen sollen 
drei Minuten nicht überschreiten. Kann eine Frage nicht in der Sitzung 
mündlich beantwortet werden, ist eine schriftliche Antwort zugelassen. 

§ 3
Einwohnerversammlung

(1) 	 Wichtige Angelegenheiten der Gemeinde sollen mit den Einwohnerin-
nen/Einwohnern erörtert werden. Zu diesem Zweck können Einwohner-
versammlungen für das Gebiet und Teile des Gebietes der Gemeinde 
durchgeführt werden.

(2) 	 Die/Der Hauptverwaltungsbeamte beruft unter Angabe der Tagesord-
nung und ggf. des Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung be-
grenzt wird, die Einwohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt 
entsprechend der Vorschriften für die Bekanntmachung der Sitzungen 
gemäß der Hauptsatzung in der aktuell gültigen Fassung. Die/Der 
Hauptverwaltungsbeamte oder eine von dieser/diesem beauftragte/n 
Person leitet die Einwohnerversammlung. Alle Personen, die in der Ge-
meinde bzw. in dem begrenzten Gebiet ihren ständigen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben, haben in der Einwohnerversammlung 

Rede- und Stimmrecht. Über die Einwohnerversammlung ist eine Nie-
derschrift zu fertigen. Die Niederschrift ist von der Sitzungsleiterin/vom 
Sitzungsleiter zu unterzeichnen und der Hauptverwaltungsbeamtin/dem 
Hauptverwaltungsbeamten und der Gemeindevertretung zuzuleiten.

(3) 	 Die Einwohnerschaft kann beantragen, dass eine Einwohnerversamm-
lung durchgeführt wird. Der Antrag muss schriftlich eingereicht werden 
und die zu erörternde Gemeindeangelegenheit bezeichnen. Der Antrag 
darf nur Angelegenheiten angeben, die innerhalb der letzten zwölf Mo-
nate nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerversammlung waren. An-
tragsberechtigt sind alle Einwohnerinnen/Einwohner. Der Antrag muss 
von mindestens fünf vom Hundert der Einwohnerinnen/Einwohner der 
Gemeinde unterschrieben sein.

§ 4
Einwohnerbefragung

(1) 	 Die Gemeindevertretung kann in wichtigen Angelegenheiten der örtli-
chen Gemeinschaft eine Befragung der Einwohnerinnen/Einwohner des 
gesamten Gemeindegebietes oder einzelner Ortsteile beschließen.

(2) 	 Teilnahmeberechtigt sind, unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft, 
alle Einwohnerinnen/Einwohner der Gemeinde Borkwalde, die am 
Befragungstag oder am letzten Tag des Befragungszeitraums das 16. 
Lebensjahr vollendet haben.

(3) 	 Die Fragen sind so zu stellen, dass sie mit „Ja“ oder „Nein“ beant-
wortet werden können. Zulässig ist auch die Auswahl zwischen unter-
schiedlichen vorzugebenden Varianten.

(4) 	 Die konkrete Fragestellung, Zeit und Ort sowie das nähere Verfahren der 
Befragung werden durch die Gemeindevertretung jeweils durch geson-
derten Beschluss (Durchführungsbeschluss) bestimmt und in der in § 7 
der Hauptsatzung der Gemeinde Borkwalde bestimmten Form öffentlich 
bekannt gemacht. Im Übrigen gelten die Vorschriften des Brandenburgi-
schen Kommunalwahlgesetzes und der Brandenburgischen Kommunal-
wahlverordnung in der jeweils aktuellen Fassung entsprechend, soweit 
nicht diese Satzung oder der Durchführungsbeschluss ausdrücklich ab-
weichende Regelungen festlegen.

(5) 	 Die Leitung der Vorbereitung und Durchführung der Befragung sowie die 
Feststellung und öffentliche Bekanntgabe des Ergebnisses obliegt der 
Wahlleiterin/ dem Wahlleiter.

Dritter Teil: Schlussbestimmungen

§ 5
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 	 Diese Einwohnerbeteiligungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentli-
chen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Einwohnerbeteili-
gungssatzung, die durch die Gemeindevertretung am 24. August 2011 
beschlossen wurde, außer Kraft.

(2) 	 Sollten einzelne Regelungen dieser Einwohnerbeteiligungssatzung nich-
tig oder unwirksam sein, soll dies die Wirksamkeit der übrigen Regelun-
gen nicht berühren.

Brück, den 1. April 2019

Marko Köhler
Amtsdirektor
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende, in der Gemeindevertretersitzung der Gemeinde Borkwalde am 20.3.2019 beschlossene Einwohnerbeteiligungssatzung der Gemeinde Bork-
walde wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesen-
burg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ öffentlich bekannt gemacht.

Brück, den 1.4.2019

Köhler
Amtsdirektor

Satzung über die Kostenbeteiligung an der Kindertagesstättenverpflegung  
der Gemeinde Planebruch

Gemäß den §§ 3 Abs. 1, 28 Abs. 2 Ziff. 9 und 64 Abs. 2 Ziff. 1 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf), GVBl. I/07, S. 286; 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. 
I/18, [Nr. 23]) dem § 1 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Bran-
denburg (KAG), GVBl. I/04, [Nr. 08], S.174, zuletzt geändert durch Art. 10 
des Gesetzes vom 10.07.2014 (GVBl. I/14, [Nr.32]), i. V. m. § 17 Abs. 1 des 2. 
Gesetzes zur Ausführung des VIII. Buches des Sozialgesetzbuches – Kinder- 
und Jugendhilfe – (Kindertagesstättengesetz – BbgKitaG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27.06.2004 (GVBl. I/04, S. 384), wurde von der 
Gemeindevertretersitzung der Gemeinde Planebruch in der Sitzung am 4. 
März 2019 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 
Kitaspeisung

(1)	 Die Versorgung der Kinder in der Kindertagesstätte „Storchennest“ er-
folgt an allen Öffnungstagen der jeweiligen Einrichtung. 

(2)	 Für die Inanspruchnahme einer Mittagsversorgung in der Kindertages-
stätte wird auf der gesetzlichen Grundlage des § 17 Abs. 1 BbgKitaG 
ein Zuschuss zur Versorgung des Kindes mit Mittagessen in Höhe der 
durchschnittlich ersparten Eigenaufwendungen (Essengeld) erhoben. 
Das Essengeld wird unabhängig von den allgemeinen Elternbeiträgen, 
die gesondert geregelt werden, erhoben.

(3)	 Für die Erhebung des Essengeldes als Gebühr im Sinne von § 1 Abs.3 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg finden die  
§§ 12 bis 16, 19 und 20 des Kommunalabgabengesetzes Anwendung.

§ 2 
Abgabenpflichtige

Abgabenpflichtig sind die Personensorgeberechtigten, deren Kinder die Mit-
tagsversorgung in Anspruch nehmen. 

§ 3 
Abgabenmaßstab und -erhebung

(1)	 Der Abgabenkalkulation wird eine häusliche Ersparnis durch die Teilnah-
me an der Mittagsversorgung in Höhe von 1,28 € pro Portion und Tag 
zugrunde gelegt. 

(2)	 Das Essengeld wird als monatliche Gebühr erhoben. Es wird von 20 
Tagen im Monat ausgegangen, so dass sich ein Pauschalbetrag von 
25,60 € ergibt. Als Ausgleich für Fehlzeiten (Schließzeiten, Urlaub und 
Krankheit des Kindes) wird ein Monatsbetrag im Jahr abgezogen und 
auf die monatlichen Beträge umgelegt. Die monatliche Gebühr verrin-
gert sich somit auf 23,47 € (25,60 € x 11 Monate/12 Monate). 

(3)	 Die Abgabenpflicht entsteht mit Aufnahme des Kindes in der Einrichtung 
zum Beginn des Monats und wird durch Bescheid festgesetzt. Sie endet 
mit schriftlicher Abmeldung des Kindes in der Einrichtung. 

(4)	 Die Zahlung der Abgabe erfolgt bargeldlos durch Erteilung eines  
SEPA-Mandates oder durch Überweisung auf das in dem Gebührenbe-
scheid benannte Konto des Amtes Brück. Sie ist jeweils zum 15. des 
Monats fällig.

(5)	 Auf schriftlichen Antrag kann der Abgabenpflichtige gem. § 2 dieser 
Satzung von der Gebührenpflicht befreit werden, wenn das Kind an der 
Mittagsversorgung in der Einrichtung insgesamt nicht teilnimmt.

§ 4 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2019 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Kostenbeteiligung an der Kindertage-
stättenversorgung in der Gemeinde Planebruch, die die Gemeindevertretung 
in ihrer Sitzung vom 16.01.2017 beschlossen hat, außer Kraft.

Brück, 19. März 2019

Köhler
Amtsdirektor
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung über die Kostenbeteiligung an der Kindertagesstättenverpflegung der Gemeinde Planebruch wird durch Veröffentlichung des vollen 
Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk 
– Flämingbote“ öffentlich bekannt gemacht.

Brück, den 19. März 2019                                             

Köhler
Amtsdirektor

Widmungsverfügung gemäß § 6 des Brandenburgischen Straßengesetzes

Die Gemeinde Planebruch hat in der öffentlichen Sitzung am 4.3.2019 die 
Widmung der folgenden Straße beschlossen:

1. 	 Wegefläche in Oberjünne
	 Lage: Gemarkung Oberjünne, Flur 4, Teilflächen aus Flurstücken 252 und 

126
	 Die Straße wird als Gemeindestraße klassifiziert.
	 Der Gemeingebrauch wird eröffnet.

	 Dieser Straßenabschnitt wird der Straße „Oberjünne“ (Nr. 400) 
zugeordnet.

	 Dieser Straßenabschnitt ist für Fahrzeuge bis zu  einer zulässi-
gen Gesamtmasse von 7,5 t nutzbar.

Die Flächen werden gemäß § 6 des Brandenburgischen Straßengesetzes 
(BbgStrG) in der derzeit gültigen Fassung gewidmet. Durch die Widmung 
erhalten die Flächen die Eigenschaft einer öffentlichen Straße und werden 
der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt.

Diese Verfügung gilt gemäß § 1 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz Bran-
denburg (VwVfGBbg) in Verbindung mit § 41 Abs. 4 VwVfG mit dem auf die 
Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Amt Brück – Der 
Amtsdirektor –, Ernst-Thälmann-Str. 59 in 14822 Brück einzulegen.

Brück, 18. März 2019

Köhler
Amtsdirektor

Bekanntmachungsanordnung

Die Widmung des Straßenabschnittes der Verkehrsfläche „Oberjünne“ wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt 
des Amtes Brück dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ öffentlich bekannt gemacht.

Köhler
Amtsdirektor
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Öffentliche Bekanntmachung  
des Landesbetriebs Straßenwesen Brandenburg, Lindenstraße 51, 15366 Hoppegarten,  

zur Neufestsetzung der Grenze einer Ortsdurchfahrt in der Gemeinde Linthe

In der Gemeinde Linthe ist im Zuge der Landesstraße L 85 aufgrund der 
tatsächlichen Erschließung der anliegenden Grundstücke die Neufestsetzung 
der Grenze der Ortsdurchfahrt erforderlich.
Gemäß § 5 Absatz 2 Brandenburgisches Straßengesetz (BbgStrG) in der 
Bekanntmachung der Fassung vom 28. Juli 2009 (GVBI. I S. 358), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 2018 (GVBI. 1/18, Nr. 37), wird die
Ortsdurchfahrt Linthe als Erschließungsbereich im Zuge der L 85 von Ab-
schnitt 25 Station 2,545 bis Abschnitt 30 Station 0,179 mit einer Länge von 
0,493 km festgesetzt.
Der Verwaltungsakt und seine Begründung können im Landesbetrieb Stra-
ßenwesen Brandenburg, Dienststätte Kyritz, Holzhausener Straße 58, 16866
Kyritz, eingesehen werden.
Der Verwaltungsakt gilt einen Tag nach der ortsüblichen Bekanntmachung 
als bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landesbetrieb
Straßenwesen Brandenburg, Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten, schriftlich 
oder zur Niederschrift einzulegen.

Kyritz, den 19.03.2019

Oberförsterei Lehnin informiert.

Die Reviere Golzow und Lehnin sind nicht besetzt. Für das Revier Groß Kreutz 
hat es eine Veränderung bei der Zuordnung der Gemarkungen gegeben.  
Welcher Revierleiter für die einzelnen Gemarkungen zuständig ist, finden 
sie in der folgenden Aufstellung.

–	 Revier Werbig: Revierleiter Lutz Dikall, Telefon 033847 90195.
	 Gemarkungen: Groß Briesen, Werbig und Gräben.
–	 Revier Brandenburg: Revierleiter Peter Richter, Telefon 03381 

619599.
	 Gemarkungen: Brandenburg, Göttin, Gollwitz, Klein Kreutz, Saaringen, 

Schmerzke und Wust.
–	 Revier Wusterwitz: 
	 Revierleiter Thorsten Hufnagel, Telefon 033839 63888.
	 Gemarkungen: Mahlenzien, Bensdorf, Rogäsen, Viesen, Warchau, 

Wusterwitz und Zitz.
–	 Revier Görzke:  Revierleiter Thomas Schmidt, Telefon 033833 71480.                  
	 Gemarkungen: Görzke, Buckau, Dretzen, Hohenlobbese und Rottstock.
–	 Revier Golzow: Revierleiter Lutz Dikall, Telefon 033847 90195                                        
	 Gemarkungen Ragösen, Golzow, Lucksfleiß, Grüneiche, Pernitz                                                            
	 Revierleiter Joachim Bergmüller, Telefon 03381 798821
	 Gemarkungen: Reckahn, Krahne, Desmathen
	 Revierleiter  Lothar Greinke Telefon 033830 12357
	 Gemarkung: Wollin
–	 Revier Lehnin: Revierleiter Joachim Bergmüller, Telefon 03381 798821
	 Gemarkungen: Cammer, Damelang, Freienthal, Emstal, Grebs, Lehnin,  

Michelsdorf, Nahmitz, Oberjünne, Rädel und Göhlsdorf                             
–	 Revier Groß Kreutz: 
	 Revierleiter Joachim Bergmüller, Telefon 03381 798821
	 Gemarkungen: Damsdorf, Deetz, Götz, Jeserig, Netzen, Prützke, Rietz 

b. Lehnin, Schenkenberg, Trechwitz, Bochow, Groß Kreutz, Krielow, 
Schmergow.                          

	 Revierleiter Ralf Bärthel , Telefon  033239 20777
	 Gemarkungen: Roskow, Weseram, Lünow, Mötzow

–	 Revier Päwesin:  Revierleiter Ralf Bärthel, Telefon 033239 20777.                          
	 Gemarkungen: Brielow, Briest, Butzow, Fohrde, Gortz, Hohenferchesar, 

Ketzür, Marzahne, Päwesin, Riewend, Pritzerbe und Radewege. 
–	 Revier Ziesar: Revierleiter Lothar Greinke, Telefon 033830 12357. 
	 Gemarkungen: Boecke, Bücknitz, Glienecke, Köpernitz, Steinberg, Wenz-

low und Ziesar.

Waldschutzsituation  
Die weiteren Ergebnisse zur Bestandsermittlung des  Forstschadinsektes 
Nonne haben die kritischen Werte in den Gemeindegebieten Damelang, 
Freienthal, Rädel, Lehnin und Oberjünne/Golzow bestätigt. Eine Be-
kämpfung wird im Mai erfolgen. Die betroffenen Waldbesitzer werden durch 
die Oberförsterei Lehnin informiert. Die Bekämpfungsmaßnahme ist kosten-
pflichtig. Weitere Hinweise gibt es bei den Forstdienststellen.
Die Winterbodensuche, ein Monitoring zur Überwachung von Kiefernscha-
dinsekten, ist abgeschlossen. Gezielt suchten die Forstwirte auf vorgege-
benen Probeflächen den Waldboden nach Puppen, Larven, Raupen oder Ko-
kon ab. Die bisherigen Ergebnisse zeigen für die Forleule einen deutlichen 
Anstieg der Populationsdichte. Erhöhte Werte konnten in den Wäldern um 
Werbig/Dahlen und Wollin festgestellt werden. Ob forstliche Maßnah-
men eingeleitet werden müssen, hängt von den weiteren Untersuchungser-
gebnissen ab. Im März werden dazu eine Falterzählkontrolle über Lockstoffe 
und eine Eisuche durchgeführt. 
An vielen Kiefern haben sich in den vergangenen Wochen die Baumkro-
nen braun verfärbt, die Bäume sterben ab. Als Verursacher ist sehr oft ein 
Pilz – Sphaeropsis sapina – für das im Fachgebrauch genannte Diplodia 
Triebsterben verantwortlich. Der Pilz profitiert von überdurchschnittlich ho-
hen Temperaturen aus dem vergangenen Sommer. Nach Hinweisen aus den 
Forstdienststellen, ist mit einer starken Zunahme von abgestorbenen Kiefern 
in den Beständen zu rechnen. Waldbesitzer sind gut beraten, ihre Wälder 
darauf hin zu überprüfen.
Der Borkenkäfer bringt die Fichtenbestände zum Absterben. Im Bereich der 
Oberförsterei Lehnin sind alle Reviere betroffen. Die Schadholzmenge be-
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trägt derzeit ca. 2000 fm. Auf ca. 10 ha wird eine Wiederaufforstung erfor-
derlich sein. Auch hier sollte der Waldbesitzer seine Bestände überprüfen. 
Wer sich nicht sicher ist, erhält von den Revierleitern Auskunft.

Fördermittel 
Die neue Richtlinie zur Förderung forstwirtschaftlicher Zusammenschlüsse 
wurde am 01.01.2019 in Kraft gesetzt. Damit ist eine Antragstellung mög-
lich. Gegenstand der Förderung ist
•	 Die Geschäftsführung des forstwirtschaftlichen Zusammenschlusses
•	 Zusammenfassung des Holzangebotes

•	 Mitgliederinformationen und Aktivierung
•	 Waldpflegeverträge
Weitere Informationen gibt es dazu bei den Forstdienststellen.
Die Oberförsterei Lehnin mit Sitz in 14797 Kloster Lehnin, Am Fi-
schersberg 6, ist wie folgt zu erreichen: 
Telefon: 03382 310, E-Mail: obf.lehnin@lfb.brandenburg.de, Fax: 0331 
275484360. Internet: www.forst.brandenburg.de

gez. Dechow
Leiter der Oberförsterei


